
Anlagen zu den Sitzungsprotokollen. Nr. 2.

Vorbcricht
Knlage 2.

(Drucksache Nr. 1.)

zum Haushaltsplan der Provinzialuerwaltung der Nheinprom'az
für das Nechuuugsjahrvom 1. April 1932 bis 31. März 1933.

Der vorliegende Haushaltsplanentwurf 1932 ist ein ausgesprochenerNothaushaltsplan. Er ist
durch stärkste Ausgabedrosselung,die durch die ständig sich erhöhendenSteuerausfälle auf der Einnahme¬
seite bedingt ist, gekennzeichnet.Der bereinigte Bruttohaushaltsplan — d. h. der Haushaltsplan unter
Weglassungder nur durchlaufenden Posten und der Verrechnungen innerhalb des Haushaltsplans —
schloß nach den Ansätzen des Vorjahres unter Berücksichtigung der vom Oberpräsidenten im Laufe des
Vorjahres angeordneten Umlageerhöhung in Einnahme und Ausgabe mit

95 094 394 H^L
ab. Der entsprechendeAbschluß beträgt im neuen Haushaltsplan in Einnahme und Ausgabe

71 605 596 H^,
das ist ein Rückgangvon annähernd 25^,.

Das Bild der Abdrosselungtritt aber erst dann in vollem Umfange in die Erfcheinung,wenn man
berücksichtigt, daß im Vorjahre neben dem ordentlichen Haushaltsplan noch der außerordentliche
Haushaltsplan, der in Einnahme und Ausgabe mit 18 22? 800 H^F abschloß, vorhanden war, wäh¬
rend für das neue Haushaltsjahr ein außerordentlicher Haushaltsplan überhaupt fehlt. Wo
außerordentlicheAusgaben unumgänglich sind, mußten sie als einmalige Ausgaben in den ordentlichen
Haushaltsplan mit eingebaut werden, weil zur Zeit keinerleiMöglichkeit der Aufnahme von Anleihen,
aus denen außerordentlicheAusgaben bcstritten werden könnten, gegeben ist.

Die im neuen Haushaltsplau geschätzten Ginnahmeausfälle an Überweisungenvon Reich und Staat
verteilen sich auf die einzelnen größeren Positionen wie folgt:

Einnahmeart Etatansatz
1921

Etllwnsatz
1932 Weniger Rückgangin°/„

Dotation des Staates ........
Anteil aus der Neichseinkommensteuer . .
Anteil aus der Reichskörperfchaftssteuer .
Anteil aus der Reichskraftfahrzeugsteuer .
Staatszuschuß zur Fürsorgeerziehung . .

11 670 000
7 500 000
1 450 000

17 000 000
5 042 000

6 500 000
5 000 000

500 000
14 500 000

3 081 743

5 170 000
2 500 000

950 000
2 500 000
1 960 257

44,3
33,33
65,52
14,7
38,88

Diese Schätzungen folgen zwar Berechnungen, die man bei Aufstellung des neuen preußischen
Haushaltsplans angestellthat. Man muß sich aber darüber völlig klar sein, daß die Einnahmeseite
in ihrer Entwicklung noch ganz unsicher ist, und daß sich sehr leicht herausstellen kann, daß auch
diese Steuerschätzungen,die einen so starken prozentualen Rückgang bringen, noch zu optimistisch sind.
Jedenfalls stellen fie das Höchstmaß dessen dar, was man bei einigermaßen günstiger Entwicklunger¬
hoffen kann. Um auch einer ungünstigeren Entwicklungsmöglichkeit von vornherein Rechnungzu tragen,
wird, wie im Vorjahre, eine Ermächtigung an den Provinzialausschuß vorzusehensein, die im Haus¬
haltsplan zur Verausgabung vorgesehenenMittel noch weiter zu kürzen, wenn die Lage dies erfordert.
Weitere Kürzungen werden allerdings zur Folge haben, daß beispielsweise auf dem Gebiete des Straßen-
und Hochbaues auch die zur Substanzerhaltung unbedingt erforderlichenArbeiten dann unterbleiben
müssen.

Bei den geschätzten Ausfällen an Steuerüberweisungen usw. von Reich und Staat ist, wie aus
der obigen Zusammenstellung ersichtlich, der stärkste Rückgangbei der Neichskörperschaftssteuerange¬
nommen. Sodann folgt die Swatsootation und der Staatszufchuß zur Fürsorgeerziehung. Bei der
Einkommensteuerwird ein geringerer Rückgang— aber immer noch 33,3 ^> — lediglich deshalb er¬
wartet, weil Preußen beabsichtigt,einen Teil der für 1932 fich ergebenden erhöhten Umfatzsteuer zur
Auffüllung der Überweisungenan die Gemeinden und Gemeindeverbände aus der NeichseinkommM-
und Körperschllftssteuerzu verwenden. Die Kraftfahrzeugsteuer hat sich im vergangenen Rechnungs¬
jahr 1931 verhältnismäßig am besten gehalten. Da aber infolge der Wirtschaftsnot im letzten Winter
bereits eine immer steigendeAnzahl von Kraftfahrzeugen stillgelegtund von der Steuer abgemeldet
worden ist, ist es fehr zweifelhaft, ob der vorgeseheneRückgang mit 14,7°/« nicht zu ^niedrig angesetzt
worden ist. Wie stark abfallend die der Provinz von Reich und Staat zufließenden Steuern und Über¬
weisungen seit Ende 1930 sind, geht aus den nachstehendenKurven deutlich hervor:
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Bisher ist nur von den Einnahmeausfällen die Rede gewesen, welche durch die Mindereinnahmen
an Überweisungssteuern von Reich und Staat im neuen Haushaltsjahr entstehen werden. Aber auch an
Provinzilllumlage, Anstaltspflegekosten und sonstigen Einnahmen, beispielsweise bei den Erträgnissen
der Wirtschaftsbetriebe der Anstalten, sind erhebliche Ausfälle anzunehmen. So wird bei den Einnahmen
aus Pflegelosten mit einem Weniger von rund 3,6 Millionen gerechnet. Der Grund liegt in der starken
Herabfetzung des Spezialkostensatzes, den der Vezirksfürsorgeverband an den Provinzialverband zu
zahlen hat. Dieser Spezialkostensatz betrug beispielsweise bei einem Geisteskranken 1930 2,45 H^ täg-
i Ai/?V' ^^ ^^ °'"6 er auf 2,30 ^?^< zurück, am 1. Oktober 1931 auf 2,10 ^?^ und ab 1. April
1V6^ soll er 1,80 H^ betragen. Dabei ist fehr wesentlich zu berücksichtigen, daß die tatsächlichen Aus¬
lagen, die den Bezirksfürforgeverbänden entstehen, noch weit geringer sind, weil den Bezirksfürforge¬
verbänden die Veitrage Drittverpflichteter und die Sozialrenten für die Anstaltspfleglinge, die nach dem
Gesetz dem Provinzialverband zustehen, belassen werden.

Bei der Provinzilllumlage wird mit einem Weniger von 3,8 Millionen gerechnet, obwohl die Prozent-
sätze der Provinzialumlage denen des Vorjahres entsprechen, nämlich 11,97°/, der den Stadt- und
Landkreisen, bei letzteren einschließlich der zugehörigen Gemeinden für das Rechnungsjahr 1932 zu¬
fließenden Überweisungen aus der Reineinkommen- und Körperschaftssteuer uud 11,97°/, der Hälfte
des Landesslltzes der in den Stadt- und Landkreisen veranlagten Vürgersteuer sowie 16,51°/, der vom
Staate veranlagten Nealsteuern. Wie im Vorjahre dienen dabei zum Ausgleich des eigentlichen Pro-
vmzmlhaushaltsplanes 5,25°/ der Reichssteuerüberweisungen und der Bürgersteuer und 9,79°/ der
Realsteuern (Umlageertrag insgesamt hier 9 230 000 H^ gegenüber dem Ewtsansatz des Vorjahres
von 12 200 000^«s), während je 6,72°/ von den drei genannten Maßstäben — wie im Vorjahre auf
(Ärund Anordnung der Nachtragsumlage durch den Oberpräsidenten — dazu dienen, um die Verpflich¬
tungen des Provinzialverbandes gegenüber der Landesbank zu erfüllen und um diefer damit flüffige
,.„. zuzuführen. Die diesbezügliche Haushaltsposition, Kap. 3, Titel 2 lautet: Zur Rückzahlung
fälliger Kredite und zur Teilzahlung auf die Stammeinlageerhöhung bei der Landesbank — Befchluß
des 78. Provinzillllandtages — 8 500 000 H^ (im Vorjahre 9 341 365 H^L). Der Vorfchlag einer Bei-
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beHaltung der im vergangenen Jahre von der Staatsregierung festgesetzten Umlageerhöhung auch für
das Rechnungsjahr 1932 wird vom Provinzialausschuß nur unter den schwersten Bedenken gemacht.
Die ständig wachsende Notlage der Steuerzahler in Stadt und Land läßt jede weitere Belastung als
fast unmöglich erscheinen. Wenn der Provinzialausschuß diesen Vorschlagmacht, so geschieht es, um
Reich und Staat, von denen erwartet werden muß, daß sie nach der Hilfe, welche den Privatbanken
geworden ist, nunmehr auch an eine endgültige Sanierung der Landesbank Herangehen,zu zeigen, daß
die Provinz selbst alles ihr zur Mithilfe bei dieser Sanierung irgend Mögliche beizutragen bereit ist.

Im Vergleichmit den Prozentsätzen der rheinischen Provinzialumlage seien nachstehenddie letzt¬
bekannten Umlage Prozentsätze der anderen Provinzen wiedergegeben:

Hundertsätzenach dem Maßstabe

RealsteuernReichssteuerüberwei¬
sung u. Bürgersteuer

Ostpreußen .........
Brandenburg ........
Pommern.........
Grenzmark Pofen-Westpreußen
Niederschlesien .......
Oberschlesien ........
Sachsen ..........
Schleswig-Holstein......
Hannover .........
Westfalen .........
Hessen ...........
Nassau ...........

9,5
18,0
12,6
10,0
14,14
15,0
13,5
15,0
18,0
11,46
18,46
8,2*

10,8
18,0
12,6
10,0
14,14
15,0
13,5
15,0
18,0
11,46
18,46
8,2*

Der Provinzialausschuß hat den absinkendenEinnahmen bereits im letzten Rechnungsjahre durch
starke Abstriche auf der AusgabefeiteRechnunggetragen. Die Durchführung der Maßnahmen anf Grund
des außerordentlichenEtats 1931 auf den Gebieten des Verkehrswesens,der Wirtschaftspflegeund der
Volksfürsorge mußten im wesentlichen infolge der Unmöglichkeitder Anleihebeschaffungüberhaupt
zurückgestellt werden. Die im außerordentlichen Haushaltsplan vorgefehene Erhöhung der Stamm-
einlage bei der Landesbank erfolgte bisher nur in Höhe von 2,5 Millionen H^L.

Soweit die Durchführung der im außerordentlichen Haushaltsplan vorgefehenen Maßnahmen fich
wegen ihrer Dringlichkeit oder zur Vermeidung sehr erheblicher Schäden nicht aufschieben ließ (beispiels¬
weise bei der Kraftwagenstraße), mußte vorläufig eine Deckung aus laufenden Mitteln erfolgen.

Im ordentlichen Haushaltsplan für 1931 wurden auf der Ausgabeseite vom Provinzialausschuß
folgende Abstriche vorgenommen:
Beim Straßenbau ............................. 4 600 000^?^

„ Hochbau .............................. 900 000 „
bei Landeskultur und Hochwasserschutz (eigene Mittel) rd ............ 636 000 „
„ Förderung der Landwirtschaft ...................... 110 000 „
„ Förderung des Gewerbes ........................ 140 000 „
.. Kulturpflege .............................. 105 000 „
„ Anstaltsfürforge ausschl. Fürsorgeerziehung^ ................ 2 630 000 „
„ Fürsorgeerziehung Minderjähriger^ .................... 700 000 „

sonstigeAusgabeabstrichebei Haushalt Volksfürsorge .............. 240 000 „
bei Iugendwohlfahrt (Landesjugendamt) ................... 335 000 „
„ Wohnungs- und Siedlungswesen ..................... 150 000 „

In den vorstehenden Zahlen sind die Minderausgaben auf dem Vefoldungsgebiete in Höhe von
rd. 2 Millionen noch nicht enthalten. Eine gewisse Erleichterungwird auch die Zinsherabsetzungbringen,
während auf der anderen Seite durch die erhöhten Iinfen für fällige nicht zurückgezahlte Kredite Mehr¬
ausgaben entstehen.

In welchem Ausmaße eine Balancierung des Haushaltsplans für 1931 durch die vorerwähnten
starken Abstriche des Provinzialausfchussesund die Erleichterungen uns dem Besoldungsgebiete usw.
möglich sein wird, läßt sich zur Zeit noch nicht klar übersehen. Es mutz zunächst abgewartet werden, wie
die Steuereinnahme« in den nächsten Monaten — bekanntlich kommen Anfang Mai erst die Schlutz-

* Ml 1932 erhebliche Steigerung vorgesehen.
! Nie natürlich nur geschätzten Ersparnisse ergeben sich aus der Herabsetzungder Pslegesätzeund den weitgehenden Sparmaßnahmen

in den eigenen Anstalten. Der Wenigerausgabe steht eine Mindereinnahmevon Pflegelosten bzw. von Staatszuschuh bei der
Fürsorgeerziehunggegenüber.
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Überweisungen für das abgelaufene Jahr — fich gestalten werden. Auch fönst vermittelt erst der Final-
abfchluß ein endgültiges Bild von der Auswirkung der überall angeordneten Sparmaßnahmen Es muß
aber damit gerechnet werden, daß das Jahr 1931, wie Wohl bei allen Kommunen fo auch bei der Pro¬
vinz zumal unter Berücksichtigung des vorläufig auf den Haushaltsplan 1931 übernommenen noch un¬
gedeckten Defizits aus 1930 in Höhe von 2,1 Millionen trotz aller Abdrosselnng noch mit einem Fehl¬
betrag von schätzungsweise mehreren Millionen abschließen wird. Die Deckung dieses Fehlbetrages auch
noch in den Haushaltsplan für 1932 hineinzuarbeiten, war gänzlich unmöglich. Infolgedeffen muß die
Deckung foweit möglich aus dem Betriebsfonds erfolgen.

Wenn fchon 1931 die Ausgabenabstriche, die der Provinzialausfchuß am Provinzialhnushaltsplan
vorgenommen hat, fehr hart waren, fo werden von der Ausgabedroffeluug bei Aufstellung des Haus¬
haltsplans 1932 erneut, uud zwar in noch weit stärkerem Maße, fast alle Teile des Provinzialhaus-
haltsplaus erfaßt. Besonders mußten natürlich die freiwilligen Aufgaben weitgehenden Einfchräntungen
unterworfen werden. Ebcnfo wie aber der Provinzialausfchuß bei feinen Abstrichen 1931 Verfahren ist,
so ist auch jetzt wieder bei den Einsparungen (vor allem bei dem Kapitel Volksfürsorge) möglichst halt¬
gemacht worden vor Ausgabepositionen, deren Streichung oder zn starke Drosselung nicht nur für die
Gegenwart, sondern auch für die Zutuuft der Bevölkerung verhängnisvoll werden kann, oder deren
Streichnng zn zwangsläufigen Mehrausgaben an anderen Stellen des Etats früher oder fpäter führt.

Die gleichen Gesichtspunkte waren maßgebend für die Weiterbewilligung der dringendsten Mittel zur
Förderung der Landwirtschaft, des Gewerbes uud auf dem Gebiete der Kulturpflege. Es wäre ein nicht
wieder gut zu machender Fehler, wenn man bei den genannten Gebieten durch völlige Einstellung jeder
Iörderungstätigkeit das in langen Jahren Gefchaffene und die zahlreichen für den wirtschaftlichen und
kulturellen Fortschritt der Provinz bedeutfmnen Einrichtungen verfallen lafsen würde.

Die gegenüber den Ausätzen des Vorjahres vorgenommenen Abstriche im bereinigten Haushaltsplan
m Höhe von insgesamt 23 488 798 H^L verteilen fich auf die einzelnen Abfchnitte wie folgt:

Ausgabezweck

Fmanzverwaltung nnd allgem. Verwaltung
Vertehrswefen
Wirtschaftspflege
Volksfürsorge ...........
Kulturpflege ..'.''
Kredit- nnd Verficherungswefen '.!''.

Etatanfatz
1931

21 014 521
19 852 826

5 389 304
47 077 621

847 251
912 871

Etlltanflltz
1932

1? 768 604
13 132 952

2 981 479
36 348 975

554 916
818 670

Weniger

3 245 91?
6 719 874
2 407 825

10 728 646
292 335
94 201

Rückgang
m°/„

15,45
33,85
44,68
22,79
34,5
10,32

Bei der Volksfürsorge verteilt sich die Ausgabedrosselung wie folgt auf die einzelnen Fürforgegebiete:

Ausgabezwecke Etawnfatz
1931

Eilltanilltz
1932 Weniger Rückgang

<n "/»

^^EMepNe^"^^""'' ^ioten und

^Mu?e^
Die übrigen Abfchnitte der Volksfürforge

ohne die Aufwendungen für landhilfs-
bedürftige Perfonen

22 881 688

9 757 913

10 590 220

1? 477 333

6 396 337

7 751 305

5 404 355

3 361 576

2 838 915

23,62

34,45

26,81

Die zur Volksfürforge gehörende Fürforge für üandhilfsbedürftige weist eine Steigerung der Ausgaben
von 3 84? 800 H^ auf 4 724 000 H^ auf. Diefe Landhilfsbedürftigen stellen gewifsermaßen die Wohl¬
fahrtserwerbslosen des Landesfürsorgeverbandes dar. Die Ausgaben nehmen zu entsprechend der
Zunahme der wandernden Erwerbslosen. Wenn die Nusgabesteigerung nicht noch stärker in die Er¬
scheinung tritt, fo kommt das daher, daß gerade anf dicfem Gebiete — und das ist bei der Bemeffung
der Mittel berücksichtigt worden — nichts unversucht gelaffen werden darf, um die oft übermäßigen
Anforderungen, die hier von den Bezirksfürforgeverbänden an den Landesfürforgeverband gestellt
werden, und die das erforderliche Maß vielfach weit übersteigen, herabzudrücken.

Der Befoldungsaufwllnd des Provinzialverbandes ist in der Hauptfache infolge der wiederholten
Prozentualen Gehaltskürzungen und der Herabfetzung der Kommnnnlgehälter, aber auch durch Abbau-
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maßnahmen, insgesamt um 3 525 950H^L einschließlich Ruhegehälter, jedoch ausschließlich des
Vesoldungsaufwnndes der selbständigen Institute, zurückgegangen, das bedeutet gegenüber den An¬
sätzen des Vorjahres (17 443 586 H^), die bereits die erste Gehaltskürzung um 6°/, berücksichtigten, eine
weitere Kürzung um 20,2?^,.

Die Ausgabeposition Kapitel 3 Titel 1 (Verzinsung und Tilgung der Anleihen) ist von rund 8,51 Mil¬
lionen auf 7,175 Millionen HF heruntergegangen. Der Grund liegt weniger in der Zinssenkung bei
längerfristigen, meist schon ohnehin im Zinssatz nicht ungünstigen Krediten — diese wäre durch die er-
höhteu Ziusen für fällige kurzfristige Kredite mehr wie ausgeglichen —, als darin, daß nnter Titel 2 des
gleichen Kapitels die Position (Zurückzahlung fälliger .Kredite und zur teilweifen Einzahlung der vom
letzten Provinzillllandtag bewilligten Stammeinlageerhöhung bei der Landesbank) in Höhe von 8,50 Mil¬
lionen H^F (im Vorjahre rund 9,34 Millionen H^) vorgefehen worden ist. In dem Maße nämlich, wie
die kurzfristige Schuld zurückgezahlt wird, gehen auch die für die Verzinfung und Tilgung erforderlichen
Beträge zurück. Für die laufende Tilgung der Straßenbauauleihen sind, wie im Vorjahre, so auch
in diesem Jahre anstatt der nach den Landtagsbeschlüssen vorgesehenen 5^ nur 2/^ vorgesehen.

An dieser Stelle sei entsprechend dem vom letzten Provinziallandtag geäußerten Wunsche ein Über¬
blick über die Verschuldung des Provinzialverbandes gegeben. Dieser Überblick gewährt, was
die Höhe der Verschuldung angeht, insofern gegenüber den vom Provinziallandtag bewilligten Anleihen
ein günstiges Bild, als die Anleiheermächtigungen der Provinziallandtage vom Proviuzialausschuß
bisher nicht völlig ausgeschöpft find. Die Ermächtigung wurde vom Provinziallandtag, wie die nach¬
stehende Tabelle 1 des näheren ergibt, für Anleihen in Höhe von rund 116,5 Millionen H^ gegeben.

Tabelle I.

Provinziallandtag Anleihen

Nr. Jahr Anleihemarkt bei Reich und Staat
H.F

1 2 3 4

69 1925 2 000 000 2 000 000
71 1926 20 000 000 — 20 000 000
73 1927 6 000 000

13 000 000
5 951 500 — 24 951 500

74 1928 15 055 000 490 000 15 545 000
75 1929 21 038 500 360 000 21 398 500
7? 1930 8 948 000 100 000 9 048 000
78 1931 18 227 800 5 325 000 23 552 800

108 220 800 8 275 000 116 495 800

Es wurden aber auf Grund dieser Ermächtigung bisher nur Ausgaben auf Anleihen gemacht in Höhe
von rund 92,35 Millionen H^. (Siehe Tabelle II.)

Tabelle II.

Verwendungszweck Betrag Prozentsatz

Straßenbau
Hochbau . .
Landeskultur
Beteiligungen
Durchlaufend
Sonstiges .

54 089 046
10 724 720

2 904 977
14 194 327

950 000
9 484 050

92 347 120

58,57
11,61
3,15

15,37
1,03

10,27
100,00
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Ein zutreffendes Bild vom heutigen Schnldenstand gibt aber erst Tabelle III.

Tabelle III.

Verwendungszweck

Straßenbau ,
Hochbau . . ,
Landeskultur ,
Beteiligungen
Durchlaufend
Sonstiges . ,

Ursprünglicher
Anleihebetrag

54 089 046
10 724 720

2 904 977
14 194 327

950 000
9 484 050

getilgt

Davon
aus eigenen

Mitteln
aufgenommen

3

3 006 336
1 634 354
1 069 800

376 460

524 489

92 347 120 6 611 439

5 007 537
2 924 306

63 350
236 012

3 597 665

Jetziger Stand
der äußeren
Verschuldung

HF

11 828 870

46 075 173
6 166 060
1 771 827

13 581 855
950 000

5 361 896

73 906 811

Bei Tabelle III find nämlich diejenigen Beträge abgefetzt worden, die bisher fchon auf die aufgenom»
menen Anleihen getilgt worden find und ferner die aus eigenen Mitteln entnommenen Beträge. Es
handelt sich bei letzteren um diejenigen Rückstellungen, welche gemäß den von der Staatsregierung ge¬
nehmigten Lcindtagsbcfchlüffen in Anbetracht deffen vorgenommen wurden, daß die Landtagsbcfchlnffe
vielfach eine über die äußeren Tilgungsfätze hinausgehende Tilgung vorschrieben. Die in Frage kom¬
menden Zahlen ergeben fich aus Spalte 4 der Tabelle III, wobei zu bemerken ist, daß in dieser Summe
zum Teil auch Mittel des Betriebsfonds stecken.

Nicht in der Tabelle enthalten find, abgefehen von einigen kleineren Bewilligungen des Provinzial-
ausfchnffes in Höhe von zusammen 17 800 H„L, die lediglich durchlaufendeu 800 000 H^ für die Woh-
nungsfNrforge-Gefellfchaft, bezüglich deren auf die befondere Vorlage verwiefen wird, und ferner
Kaffenkredite in Höhe von 5,5 Millionen und Aufwertungsfchulden in Höhe von 324 130 H^/i.

Von der tatsächlichen änßeren Verfchuldung des Provinzialverbandes in Höhe von gegenwärtig
73 906 811 H^L find anfgenommen:

bei der Landesbank...........................64 442 5^1 H^
und zwar laugfristig...................31 942 561 H^,

mittelfristig..................26500000 ., *,
kurzfristig ................... 6 000000 .. ,

bei der Prov.-Feuerverficherungsanstalt bzw. Prov.-Lebensuerficherungsanstlllt der
Nheinprovinz............................. 5 000 000 „ ,
und zwar langfristig...................3 000 000 H^L,

mittelfristig .................. 2 000000 „ **,
bei Reich und Staat........................... 4 464 250 „ ,

und zwar langfristig.................. 2 564 250 H^,
mittelfristig.................. 1 900 000 .. .

Überblickt man die äußere Verfchuldung des Provinzialverbandes in Verbindung mit der Verwen¬
dung der Anleihen, fo dürfte diese Verfchnldung bei der grüßten preußischen Provinz mit 7,6 Millionen
Einwohnern keineswegs überspannt sein, denn abgesehen davon, daß ein Teil der Verschuldung—man
denke an die für Beteiligungen aufgenommenen Anleihen — an anderer Stelle wieder Kapital des
Provinzialverbandes gefchaffen hat, ist vor allem zu berücksichtigen, daß ungefähr 60<X, der vom Pro-
vinzialverband aufgenommenen Anleihen im Interesse des Straßenbaues aufgenommen wurden und
daß für die Verzinfung nnd Tilgung diefer Anleihen ein Teil der aufkommenden Kraftfahrzeugsteuer
zur Verfügung steht. Hätte man in den letzten Jahren die für die Befestigung der großen rheinischen
Dnrchgangsstraßen aufgenommenen Anleihemittel nicht bereitgestellt, fo wäre es heute — das kann
nicht stark genug betont werden — gar nicht möglich, mit den geringen im Haushaltsplan für die Unter¬
haltung der Provinzialftraßen vorgefehenen Hanshaltsmitteln den alsdann in kürzester Frist eintretenden
völligen Verfall des rheinischen Straßennetzes aufzuhalten.

" Die mittelfiistiqenKredite waren bzw. weiden Min: Im Rechnungsjahre1931 1000 000 HF
„ „ 1932 8 000 000 „

1933 lo uan ooo „
1934 1500 000 „
1935 6 000 000 „

** Fällig im Jahre 1936.
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In der Aufstellung der Haushaltspläne für das Rechnungsjahr 1932 ist nach der durchgreifenden
Änderung, die im letzten Jahre vorgenommen wurde, nur eine wefentliche Änderung eingetreten. Die
Heilstätte Fichtenhain wird aufgelöst. Sie erscheint daher im vorliegenden Haushalt nur noch als Rest-
hnushalt: Uuterhaushalt Nr. 5 „Heilstätte Fichtenhain". Losgelöst von diefer Anstalt wurde der land¬
wirtschaftliche Betrieb, der als „Provinzialgnt Fichtenhain": Unterhaushalt Nr. 18 neu erfcheint.

Im übrigen fei auf die Erläuterungen zn den einzelnen Positionen des Hanshaltsplanes verwiesen.

Der Provinzialausschuß beehrt sich, dem Provinziallandtag folgenden Beschluß vorzufchlagen:

1. Der für 1931 zu erwartende Fehlbetrag ist, soweit möglich, aus dem Betriebsfonds zn nehmen.
2. Der Provinziallandtag fetzt die Haushaltspläne der Provinzialverwaltung und der zu ihr gehörigen

Verwaltuugszweigc und Anstalten für das Rechnungsjahr 1932 gemäß Vorlage fest und ermächtigt den
Pruviuzialausschuß bzw. den Landeshauptmann, nötigenfalls auch über den 1. April 1933 hinaus bis
znr Genehmigung des Haushaltsplans für 1933 die Geschäfte nach diefem Haushaltsplan zu führeu.

3. Der Provinziallandtag fetzt die zur Herbeiführung des Gleichgewichts zwifcheu Einnahme und
Ausgabe zu erhebeude Proviuzialmulage fest auf 11,97 "X, der den Stadt- und Landkreisen, bei letzteren
einschließlich der zugehörigeu Gemeiuden, für das Rechnungsjahr 1932 zufließenden Überweifungen aus
der Reichseinkommen- nnd Körperfchaftssteuer und anf 11,97^ der Hälfte des Landesfatzes der für
1932 in den Stadt- uud Landkreisen veranlagten Bürgersteucr fowic auf 16,51^, der iu diefen für das
Rechnungsjahr 1932 vom Staate veranlagten Nealstenern. Solange die Maßstabssteuern für das Rech¬
nungsjahr 1932 nicht endgültig feststehen, haben die Stadt- und Landkreise auf die Provinzialnmlage
monatliche Vorschüssezu leisten, die vom Provinzialausschuß derartig festzusetzensind, daß sich insgesamt
ein Betrag von 17,73 Millionen H^F ergibt.

4. Sollten die Einnahmen, insbcfondere ans Steueru und Nberweisnngen, weiter absinken, so wird
der Provinzialausschuß beauftragt, zur gegebenen Zeit foweit als möglich den erforderlichen Ausgleich
auf der Ausgabeseite zu bewirken nnd tunlichst schon jetzt Vorsorge zn treffen, daß die notwendigen
Kürzungen auch noch im Laufe des Nechuuugsjahres vorgenommen werden können.

Düsseldorf, den 14. März 1932.

Der Provinzilllausfchuß:

Dr. Adenaner, Dr. Horion,
Vorsitzender. Landeshauptmann.
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Erläuterungen.
^. Ordentlicher Haushalt.

I. Fwanzverwaltung.
Kap. 2: Dotationen und Steuern.

Bezüglich der Staatsdotation und der Überweisungssteuern wird auf die Ausführungen in der Ein¬
leitung zum Vorbericht verwiesen.

Die Berechnung der Provinzialumlage schließt sich, was deu Maßstab der Überwcisungssteuern an¬
geht, deu Schätzungen, die der Bemessung der Ansätze in Kapitel 2 Titel 2 nnd 3 zugrunde gelegt worden
sind, an. Beim Maßstab der Bürgersteuer ist eiu Abschlag vou 20°/, von der Hälfte des fingierten Landes-
fatzes erfolgt. Bei der Grundsteuer ist das Veraulaguugsfoll 1930 unverändert in Nnfatz gebracht, bei
der Gewerbesteuer ist dagegen nur 50^ des Veranlagungssolls für 1930 angenommen.

Kap. 3: Vermögens- und Schuldenverwaltung.
Auch hier ist zu den wichtigsten Titeln, und zwar zu Titel In, der Einnahme nnd zn Titel 1 und 2 der

Ausgabe bereits das Notwendige in der Einleitung gesagt.
Titel 1d der Einuahme enthielt im Soll 1931 den erwarteten Ertrag aus der Stammeinlage bei der

«llndesbank, wodurch sich der Rückgang erklärt.
Bei Titel 2 hängt der Rückgang mit der allgemeinen Wirtschaft- und Finanzlage zufammen.

II. Allgemeine Verwaltung.
^ . ,!^er die Herabsetzung der Voranschläge für Besoldungen, Vergütungen und Löhne sowie für Nuhe-
«. ^ 5 Hunerbliebeneubezüge ist in der Einleitnng schon das Erforderliche gesagt. Die sächlichen
^erwaltnngsausgabeu sind soweit als möglich gesenkt. Wenn die Ausgaben für Schreibmaterialien,
^urobedurfinffe, Postgebühren nicht weiter gesenkt werden konnten, so liegt das daran, daß durch die
infolge der Finanzlage notwendige Senkung der sachlichenAusgaben der Verwnltnng die Verwaltungs-
arbeit m vielen Fällen durchaus uicht sinkt, sondern im Gegenteil steigt.

Daß die Ausgaben für Kraftwagenunterhaltung an diefer Stelle nicht stärker gesunken sind, liegt an
einer anderweiten Verrechnung, wie aus dem Haushaltsplau „Kraftwagendieuststelle" hervorgeht.

III. Verkehrswesen.
,^?,"? Proviuzialstraßennetz umfaßt zur Zeit rund 7038 Kilometer Straßen, von denen rnnd 658 Kilo-
3^ ^.?n^'^"".. Gemeinden in eigene Unterhaltung und Verwaltung gegen Rente abgetreten sind.

der Provinzialstraßen erfolgt durch die 12 Landesbanämter
^-3 ^'3 '^l ^"'5""A F°blenz, Bonn. Prüm, Aachen, Köln, Sicgbnrg, Krefeld, Düsseldorf,
Eleve. Diefen unterstehen 97 Straßenbaumeisterbezirle. i », , , , ,,

Kap. 20: Einnahmen.

3^?^«' ?^ °^ Anteil an der Neichskraftfahrzeugsteuer eingesetzte Betrag entspricht dem Betrage,
den das Land Preußen in seinem Haushalt vorgesehen hat.
^ 3" m^' ^" b"" für Miete und Pacht aus Dienstgebänden vorgesehenen Betrag handelt es sich
Ai^f. n,"r"^ ^" in den Dienstgebäuden Trier, Cochem, Kreuzuach, Koblenz, Bonn, Prüm, Köln,
^.^,"^ 'I. ^"' Krefeld und Eleve vorhandenen Wohnuugen sowie die Mieten aus den Straßen-
ollumemer-Dienstwohnungen in Herongen, Wildbergerhütte uud Wittlich.

^ 3.^?^ kürzlicherfolgten Neuverpachtung der Grasnutzungen konnte nur ein Betrag von 10 000 H^L
n- ^"ilelt werden. Die in früheren Jahren erzielten hohen Erlöfe aus dem Verkauf von
zäumen — Titel 8 — waren durch den infolge der Ulmenkrankheit erforderlichen Abtrieb von Alleen
«5 ^ '^ « 'o^iu die meisten Ulmenalleen gefallt find, kann in 1932 nur mit einem Erlöfe von etwa
20 000 H^ gerechnet werden.



12 Anlagen zu den Sitzungsprotokollen. Nr. 2.

Ausgaben.
Kap. 2«:

Der Betrag bei Titel 2 umfaßt die Gehälter der Bauamtsvorstände, der Provinzial-Banober-
inspektoren, der Provinzialstraßenbaumeister und der Bauamtssekretäre. Es sind vorhanden 12 Proviu-
zialbanräte, 12 Proviuzialbauoberiuspektoren, 97 Provinzialstraßenbaumeister uud 9 Vauamtssekretäre.
Vergütungen (Titel 3) sind zu zahleu au 2 Anwärter für den Provinzial-Bnuoberinspektorendienst, an
13 außerplanmäßige Straßenmeister und Straßenmeisteranwärter und 18 Verwaltungsgehilfen und
Verwaltungsgehilfinnen.
Zu Titel 12 ^—e. Die Straßenbaumeister erhalteu eine Entschädigung für Mitbenntznng eines Zimmers
zu Dienstzwecken, Schreibmaterialien, Fahrtanslagen, Verzehr und etwa erforderlich werdende Über¬
nachtungen fowie für Beschaffung, Unterhaltung, Betrieb uud Abfchreibung der 5tleinkraftwagen,
Motorräder und Fahrräder. Die Beträge sind nm 10—20^, gegenüber den Vorjahren gekürzt.

Zur Zeit habeu 77 Straßeubaumeister Kleinlraftwagen, 1 Straßenbanmeister 1 Motorrad und
32 Straßenbaumeister uud Straßenmeisteranwärter Fahrräder.

Zur Befchaffung eines Kleinkraftwagens bzw. eines Motorrades wird den Straßenbanmcistern ein
zinsfreies Darlehn von 2400 H^bzw. 1200 H^ gegeben. Die Darlehn zu 2400 H^ wcrdeu innerhalb
von 4 Jahren, die zu 1200 H^ innerhalb von 3 Jahren durch Abzüge von 50 H^ bzw. 33,50 H,/^ von
den monatlich zu zahlenden Eutfchädiguugcu einbehalten.

Zn Titel 15. Der Betrag ist vorgesehen für die Unterhaltung von 11 Dienstgebäuden bei den Landes-
bnnämtern Trier, Cochem, Kreuznach, Koblenz, Prüm, Bonn, Köln, Aachen, Siegburg, ,Nrefeldund Eleve.
Zu Titel 21. Für die materielle Unterhaltung der Provinzialstrcißcn war für 1930 ein Betrag von
14 361 000^/ und für 1931 ein Betrag von 12 361 000 H^L vorgesehen. Der Betrag für 1931 wird
aber nm mindestens 5 Millionen unterschritten. Wieviel er endgültig betragen wird, steht erst nach
Abfchluß der Abrcchnungcu im Mai 1932 fest. Im jetzigen Haushaltsplan kann für die materielle Unter«
haltnng der Provinzialstraßen nur ein bedeutend geringerer Betrag vorgesehen werden. Es soll versncht
werden, mit dem vorgesehenen Betrage wenigstens folgende Ziele zn erreichen:
1. Erhaltung des polizeimäßigen Zustaudes,
2. Vermeidung von besonders hohen Entschädigungen in Haftpflichtfällen nnd
3. Erhaltung der in den wertvolleren Fahrbahnbefestignngen steckenden Werte.

Ob die Erreichung dieser Ziele mit den äußerst knappen Mitteln möglich sein wird, ist sehr fraglich und
hängt wesentlich von den Witterungsverhältnissen ab.

Irgendwelche größere Erneuerungs- und Umbauten, insbesondere Verbesserungen in der Linien¬
führung der Straßen und im Ausbau der Krümmungen, die in den letzten Jahren in steigendem Maße
von den Verkehrsinteressenten uud von den Behörden verlangt wurden, nnd für die nach Maßgabe
des Bedürfnisses immer höhere Geldmittel aufgewendet werden mnßten, werden bei den befchränkten
Mitteln in 1932 nicht möglich fein. Das gleiche gilt für Fahrbahnerbreiteruugen, Anlegung von Fuß-
und Nadfahrwegen, Pflasterungen in Ortslagen und Erneuerungen oder Verstärkungen von Brücken.

Die Unterhaltung der Nebenanlagen der Straßen, wie Bankette, Gräben, Rinnen, Futter- und
Stützmauern, Durchlässe und Baumpflanzuugen muß soweit eiugeschränkt werden, wie es die Sicherheit
des Verkehrs irgendwie zuläßt.

Zu Titel 32 und 33. Die Mittel zur Unterstützung des Gemeinde- und Kreiswcgebaues uud für die
Instlludfetzung bzw. den Ausbau von Übcrnahmestraßen sind znnächst in dem gleichen Maße insgesamt
herabgesetzt worden, wie die Mittel für laufende Unterhaltskosten fowie Kosten für größere Erweiternngs-
und Umbauten bei den Provinzialstraßen. Es ist dann aber ein Betrag von 500 000 H^// wieder zugesetzt
worden, der in gleicher Höhe auch schon im Jahre 1931 vom Provinzialausschuß bereitgestellt worden ist.
Das hängt damit zusammen, daß schon der vorletzte Provinziallandtag eine Anleihe von 3 Millionen H^s
für die Unterstützuug des Gemeinde- nnd Kreiswegebaues bewilligt hatte uud daß der letzte Provinzial¬
landtag fich sogar damit einverstanden erklärte, daß diese Anleihe mittelfristig aufgenommen würde.
Eine große Anzahl von Kreisen und Gemeinden hat daraufhin in der berechtigten Erwartung, daß diefe
Anleihe aufgenommen würde, bereits die entsprechenden Wegebanten ganz oder teilweise dnrchgeführt.
Den Kreifen foll durch Bereitstellung weiterer 500 000 H^L auch für 1932 geholfen werden. Die Mittel
der Titel 32 und 33 a sind gegenseitig übertragbar, wenn entweder die Unterstützungsbedürftigkeit,
Dringlichkeit oder arbeitsmarttpolitische Auswirkung der Banvorhaben dieses zweckmäßig erscheinen
lassen oder wenn der Titel 32 wegen der Unmöglichkeit der Finanzierung der Gemeindcwegebauteu
durch die Gemeinden nicht ganz in Anspruch genommen wird.

Zu Titel 35. Der letzte Provinziallandtag hatte eine Anleihe von 1 Million H^ znr Förderung des
Baues zwischengemeindlicher Straßen nnd Verkehrsanlagen im Bezirke des Nuhrsiedlungsverbandes
bewilligt. Da die Aufnahme einer Anleihe sich bei der Gestaltung der allgemeinen Finanzlage als un¬
möglich erwies, inzwischen aber mit dem Bau der Straßen schon begonnen worden war, wurde vom
Provinzialausschuß aus laufenden Mitteln eine dem Fortschritt der Bauarbeiten entsprechende Beihilfe
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von 390 000 ^ bereitgestellt. Die vorgesehenen 300 000 ^ dienen zur Weiterführung driuglichster
Bauarbeiten.

Kap. 21 (Einnahme): Visenbahn- und Kleinbahnwesen.

Die Provinz ist an der Kleinbahn Merzig-Büfchfeld mit Staat nndK«^ drittel be¬
teiligt. Es ist zu erwarten, daß die Bahn in 1932 den eingesetzten Überschuß ergibt.

Kap. 120 (Ausgabe):
Zn Titel 1. Der Gesamtkostenanschlag für die Kraftwagenstraße Köln-B°nn ^
landtage im Jahre 1929 mit 11 000 000 H^ ^nehmigt worden. Von d^
3 000 000^? auf die endgültige Fahrbahnbefestigung o daß also ^ d« ^ ""
schließlicheiuer vorläufigen Fahrbahnbefestigung als wassergebundene Klemfchlagdeckeem Betrag von

' " D^ei^l ^gen^n^n ^ziellen 2age des Provinzialverbandes die Ausf^ng^endgül¬
tigen Fahrbahnbefestiguug wegeu der hohen Kosten möglichst äuge hmansgeschoben w erd n muß
wird statt der wassergebundenen Klemschlagdecke eine Teermakadamdecke «"^esuhrt Diese Teer^
makadmudecke wird schätzungsweise eine um 3-5 Jahre längere Lebensdaner haben "" dw v^
Klemschlagdecke. Außerdem wird eine Strecke von 1,5 Icm vor der Einmündung m den V"w " «is
bei Bonn, die im Ginschnitt mit gutem kiesigen Untergrund liegt so ort m

Durch diese Maßnahmen werden von den vorläufig zurnckgestellten 3 000 000 ^ noch rund
600 000^5 benötigt, so daß die Ausführungskosten ?"
die restliche endgültige Fahrbahnbefestignng stehen alsdann noch 2 400 000 H^ zur Verfügung, em
Betrag, der für'diefe Arbeiten voll ausreichen, aber in den ersten Jahren mcht bcuotlgt wird Die
Ausgaben für die Kraftwagenstraße Köln—Bonn betragen bis zum Schlüsse des ^echnung^ahres 1U61
rund 7 800 000 H^, so daß also für das Rechnungsjahr 1932 noch ein Betrag von 800 000 ^^ not¬
wendig ist.
Zu Titel 2. Für die Weiterführung der Bauarbeiten an der Kraftwagenstraße Köln—Düfseldorf ist
ein Betrag von 780 000 H^ vorgesehen. Dieser Betrag ist nötig zur Weiterführuug der Bauarbelicu
an der Teilstrecke Icm 10,2 bis !<in 13,0 der Kraftwagenstraße, die als Umgehungsstraße der Stadt
Opladen dienen soll, sowie zur Durchführnng des Grunderwerbs anf der AnschlnßstreckeRichtung Köln,
für die das Enteignnngsverfahren fchwebt und der Planfeststellungsbefchlnß im Enteignungsverfahren
bereits ergangen ist.
Zu Titel 3. Der Kostenanfchlag für die Umgehungsstraße Unkel beträgt ohne Grunderwerb 410 000 H^.
Der Grunderwerb ist fchon zum Teil getätigt. Es ist beabsichtigt, in 1932 die Erdarbeiten und dw Ban¬
werke mit den zugehörigen Nebenarbeiten auszuführen, vorausgesetzt, daß die Kassenlage es gestattet.
Hierfür sind rnnd 290 000 H^ erforderlich.
Zu Titel 1—3. Die Grstattuug von mehr als der Hälfte der hier vorgefehenen Beträge wird erwartet
aus Mitteln der wertfchaffenden Arbeitslofenfürforge.

Zu Titel 4. Über die Befeitigung der Eifenbahnübcrgänge bei Königsbach uud Kapellen auf der Pro-
uinzialstraße Köln—Mainz südlich von Koblenz ist ein Vertrag mit der Reichsbahn abgeschlossen. Nach
diesem Vertrage leistet die Provinz zu den Gesamtkosten in Höhe von 650 000 H^L einen Betrag von
670 000H^< Von dem Betrage der Provinz sind 120 000H^ für 1931 vorgesehen, so daß für 1932
""^'oer Restbetrag von 250 000 H^ vorzusehen ist.
i^ . . Bauarbeiten ist im Mai 1931 begonnen worden: sie werden voraussichtlich im Sommer1932 beendet werden.

In Kap. 24:

Zu einer endgültigen Übernahme der Garantieleistungen für den Mittellandkanal entfprechend den
Befchlüffen des 75. und 77. Provinziallandtages ist es bisher infolge der noch fchwebenden Verhand¬
lungen mit der Staatsregierung nicht gekommen. Die aus dem Vorjahre noch verfügbaren Mittel
werden aber fowohl im Falle des Inkrafttretens der neuen Garantieverpflichtungen als anch im Falle
emer sonst noch möglichen Inanspruchnahme aus den alten Garantieverpflichtungen für den Rhein-
Wefer-Kllnal zur Erfüllung der auf den Provinzialverband entfallenden Verpflichtungen ausreichen.

IV. Wirtschaftspflege.
Kap. 3» Titel 1: Provinzialgut Bhlerward.

Die Gesamtgröße des Provinzialgutes beträgt 65,55 tu»,. Hiervon waren auf Grund eines von dem
Voreigentümer abgefchlossenen Pachtvertrages zirka 15üg, einschließlich eines alten Gutshofes bis zum
1. Februar 1932 verpachtet. Mit Rücksicht auf die Schwierigkeiten, ein neues Pachtobjett zu finden,
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wurde aus Entgegenkommendem bisherigen Pächter die Verlängerung des Pachtvertrages um 1 Jahr
zugestanden.

Das Gut hat in erster Linie die Aufgabe, aus seiner schwarzbuntenRindviehherdeund aus dem erst¬
klassigen Zuchtfchweinebestandegute Tiere an die Provinzialanstnlten mit Zuchtbetrieb abzugeben.
Ferner dient es als Einkaufszentrale für die in den übrigen Anstalten benötigten Abmelkkühe, die nur
im Rheinland angekauft werden sollen. Durch diese Niehvermittlnng sind die hohen Beträge bei Ein¬
nahme Titel V und Ausgabe Titel V bedingt. Obwohl die Ausgaben weitgehendsteverringert, u. a. z. B.
die Personalkostenum 6500 H^ ermäßigt wurden, erreicht der Überschuß uicht die vorigjährige Höhe.

Kap. 30 Titel 2: Provinzialdomiine Lammersdorf.
Der Besitzstand der Domäne setzt sich folgendermaßen zusammen:

1. 3 verpachtete Kolonate von je . . . 12,5 liu, — 37,5 üa,
2. in Eigenbewirtfchaftung der Domäne

Grünland ............ 44,25 „
Ackerland ............ 4,75 „
Gebäude, Wege usw ........ 2,5 „

3. noch nicht ganz kultiviertes Ödland . 1 „
90 lill

Bei der Provinzialdomäne Lammersdorf handelt es sich um einen landwirtschaftlichenNetrieb, der
auf melioriertem Ödland eingerichtet wurde und im Gebiet der Nordeifel als Veifpiclsbetrieb fehr
beachtet wird.

Kap. 30 Titel 3: Pruvinzialaut Fichtenhain.
Siehe Kap. 41 Titel 4: ProvinziellHeilstätte Fichtenhain.

Zu Kap. 3« Titel 4: Rittergut Desdorf.
Das Rittergut Desdorf hat einschließlich Gebäude uud Hof eine Gesamtgröße von 53 l,», 89 »

und 94 hm uud ist an den Landwirt Karl Hous iu Desdorf verpachtet.
Auf dem Gut fiud laut testameutarischerAuflage — das Gut ist im Jahre 1873 an die Provinzial«

Verwaltung gefallen — ständig Waisenknaben, meist vier bis füuf, untergebracht, welche in Desdorf
die praktische Ausbildung erhalten und gleichzeitig die in der Nähe befindliche Landwirtschaftsschule
in Vergheim besuchen.
Iu Kap. 3» Titel 10, 11 und 12:

Die Ansätze sind den gegenüber dem Vorjahre stark gesenkten Staatsbeihilfen angepaßt.
Zu Kap. 3« Titel 13:

Es sind noch Restmittel aus dem Vorjahre verfügbar; zudem sind zur Zeit Meliorationsdarlehen
kaum zu beschaffen.
Zu Kap. 30 Titel 15:

Bei der cmgefpannten Finanzlage ist die Bereitstellung eines höheren Betrages nicht möglich.

Zu Kap. 30 Titel 14, 20 bis 43, «0 bis 70 und Kap. 31 Titel IN bis 20:
Die durch die Finanzlage gebotenen Herabsetzungen bei den angeführten Positionen sind Gegenstand

eingehender Verhandlungen mit der Landwirtschaftskammer gewesen. Diese ist, wenn die Herab¬
setzungen in ihrem Gesamtbetrage aus finanziellen Gründen unvermeidbar sind, mit der vorgesehenen
Herabsetzungim einzelnen einverstanden.

Bei dem LandwirtschaftlichenSchulwesen ist zu beachten, daß der bekannte, noch vom letzten Pro-
vinziallandtag auf 10 Jahre erneuerte Vertrag mit der Landwirtschaftskammerbesteht, durch den die
Provinz zu festen jährlichen Zuschüsseu verpflichtet ist.
Zu Kap. 3« Titel 50:

Infolge der Finanzlage ist für das Rechnungsjahr 1932 eine Unterstützungneuer, bisher noch nicht
in Angriff genommener Hochwasserschntzprojektenicht möglich. Soweit zur Nestfiuanzierung vou im
Bau befindlichenProjekten noch Beihilfen bereitgestelltwerden müssen, muß versucht werden, dies mit
Mitteln des Vorjahres zu bewirken.
Kap. 31 Titel 1—7:

Die im Vorbericht des Jahres 1931 auf Grund der Ansätze znr Besserung der geschäftlichen Lage
des Weinbaues, wie sie sich im Jahre 1930 gezeigt hatten, ausgesprocheneErwartung, daß die im Haus¬
haltsplan eingesetzten Erlöse aus dem Weinverkauferzielt werden würden, hat fich nicht erfüllt.Mangelnde
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Kauftraft und äußerst gedrückte Preise haben starken Einnahmeausfall zur Folge gehabt, so daß die
Etatsansätze des Jahres 1931 bei weitem nicht erreicht werden. Da auch für das kommende^ahr mit
einem Umschwung in diesen Verhältnissennicht zu rechnen sein wird, so mnßte der Ansatz aus demErws
des Weines trotz der durchweg befriedigenden Ernte des Jahres 1931 und den günstigen Aussichten
für die Entwicklung der Weine erheblich herabgesetzt werden. Die schwere wirtschaftliche Notlage gerade
der Kreise, ans denen die Schüler der Weinbaulehranstalten stammen, läßt es nicht mehr zu für die
Folge mit derselben Schillerzahl wie bisher zu rechnen. Der Ansatz für Schul- und Kostgeld bedürfte
daher einer starken Minderung. Obschon durch diefe Umstände und ferner durch den Rückgang der
Zufchüsse mit einer auf etwa 70°/« der vorjährigen zurückgehendenEinnahme gerechnet werden
muß, fo ist es durch äußerste Einschränkungauf der Ausgabeseite sowohl in personeller wie sachlicher
Hinsicht möglich gewesen, den Zuschußbedarf gegen das Vorjahr um 68 500 ^5 zu fenken und ihn
annähernd in demfelben Verhältnis zu den Ausgaben wie früher zu halten.

Bei dem Institut für Klimaforschungist schon der für das Jahr 1931 angenommene Zuschuß des
Reiches mit 6 000 H^ nicht mehr in dieser Höhe eingegangen; für 1932 kann allenfalls Mit emein Zu¬
schuß von 3000 H^ gerechnet werden. Auch hier ist durch stärkste Beschränkungin den Ausgaben der
ProvinzielleZuschußum 8000 H^ gesenkt worden.

Die Erhöhung der Einnahmen aus eigener Wirtschaftbei der Haushaltungsfchulein Olewig ist aus
Grund der bis jetzt erzielten Ergebnisse des laufenden Jahres gerechtfertigt. Dem Anschein nach wird
auch mit der bisherigen Schüleriunenzahl weiter gerechnetwerden können.

Bei der Gemüsebauschulein Trier hat es sich gezeigt, daß die bei der erstmaligen Aufstellung des
Haushaltsplans im Jahre 1931 angenommene Einnahme aus den Gewächshäusernund auch aus dem
Freiland.Gemüsebau tatsächlich nicht erzielt werden kann; eine entsprechendeVerminderung der Ein¬
nahme war vorsichtigerweise geboten. Die im Vorjahre für den Ausbau der Schule vorgefcheneSumme
von 24 900 H^ ist unter vorläufiger Zurückstellungaller Wünfche für den weiteren Ausbau auf den
für die bauliche Unterhaltung unbedingt notwendigen Betrag herabgesetzt worden. Unter stärkster
Drosselung ferner der persönlichenAusgaben ist eine Minderung des Zuschusses von 43 900 H^ auf
16 000 H^ möglichgeworden.

Kap. 32:
Der Provinzialverband gewährt seit Jahren, ohne dazu gesetzlich verpflichtet zu fein, laufende Zu¬

fchüsse für gewerblicheBildungseinrichtungen. Dabei sind aber grnndsätzlich nnr solche gemeinnützige
Unternehmungen unterstützt worden, die nicht nur rein örtliche Bedeutung haben, sondern darüber
hinaus Bedeutung für die ganze Nheinprovinz oder große Teile der Provinz beanfpruchentonnen. Die
zugunsten von gewerblichen Fachschulengezahlten Provinzialzufchüffe dienen auch bei staatlichen
Anstalten lediglich zur finanziellen Entlastung der Gemeinden.

Die Höhe der gewährten Beihilfen wird von Fall zu Fall bestimmt. Bei den gewerblichenFach¬
fchulen ist jedoch feit 1926 eine Staffelung des Provinzialzuschusfesvorgesehen,und zwar in der Weise,
daß für diejenigen Schulen, die nach Abzug der Einnahmen einen Kostenaufwand bis zn 100 000 H^L
erfordern, der Zuschuß 10 000H^L, für diejenigen mit einem Kostenaufwand von über 100 000 H^
bis zu 200 000 .H^ 15 000 H^L und für diejenigen mit einem darüber hinausgehenden Kostenaufwand
20 000 H^ beträgt. Aus Ersparnisgründen sind jedoch die bisher gezahlten Zuschüsse durch Beschluß
des 78. Provinziallandtages durchwegum 10°^. gekürzt worden. Zur Anpassung an die gegenwärtige
Notzeit sind diese im Vorjahre gekürztenZuschüsse für 1932 nochmals um 50°/. gefenkt worden.

Gestrichenfind die Zuschüsse für die Stadt. Handwerker- und Kunstgewerbeschnlein Wuppertal-
Elberfeld und für die Prenß. Höhere Vandwirkerfachfchuledes BergifchenLandes in Wuppertal-Nons-
dorf. Beide Schulen find nach der eingetretenen kommunalenNeugliederungmit der Stadt. Handwerker«
und Kuustgewerbefchulein Wuppertal-Varmen bzw. mit der Prenß. Höheren Fachfchulefür Tertil-
mdustrie in Wuppertal-Barmen zusammengelegt worden.

Zur Herabminderung der Ausgaben werden weiter zur Streichung vorgeschlagendie Zuschüsse für
den Kölnischen Kunstgewerbevereinin Köln und für die EisenhüttenmännischeFachbüchereiin Düssel¬
dorf. Der im Haushaltsplan für 1931 vorgefeheneBetrag von 40 000 H^zur Förderung des handwerk¬
lichen Nachwuchfes wurde je zur Hälfte auf die Jahre 1931 und 1932 verteilt, so daß für 1932 ein Betrag
nicht eingesetzt zu werden brauchte.

Nach §6 der Zweiten Sp«Verordnung des Preußischen Staatsministeriums vom 23. Dezember
1931 (Preußische GesetzsammlungS. 293) ist die Zahl der bestehenden Fachschulen einzuschränken.
Die näheren Bestimmungen wird der Herr Minister für Handel und Gewerbe treffen. Es ist daher sehr
Wohl möglich, daß der eine oder andere Zufchuß über die bisher schon vorgenommenen Senkungen hinaus
sich ermäßigt oder fortfällt.

Etwa im Laufe des Jahres notwendig werdende Bewilligungen tonnen aus dem unter Kap. 32
Titel 56 vorgefehenen Paufchbetrage erfolgen.

Kap. 35 Titel 1 u. 2: Wohnungs- und Siedlungswesen einschließlichLandesplanung.
Die Arbeiten der Landesplanung der Nheinprovinz erstrecken sich feit 1929 auf die Herstellung von

Wirtschafte, Verkehrsflächen-und Grünflächenplänen, fowie auf die Förderung von Verkehrs-, fied«
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lungs- und vermessungstechnischen Aufgaben, die provinzielle Bedeutung haben. Da man besonders
in den industriellen Gebieten immer mehr zu der liberzengung gekommen ist, daß die Gesamtsiedlung
einer vorausschauenden Regelung bedarf, ist in fortschreitendem Maße von der Veratungstätigkeit der
Landesplanung Gebrauch gemacht worden.

Im Geschäftsjahr 1931 wurden auf dem Gebiete der Landesplanung insgesamt 25 000H^L der
Ausgabe eingespart; die Einnahmen für Landesplanungsarbeitcn überschreiten die Ausgaben um
rund 8000 H^.

Eine Unterstützung der geologisch agronomischen Landesaufnahme 1:25 000 ist weiterhin, jedoch
in beschränktem Maß gegen die Vorjahre beabsichtigt.

Für die Betriebe und Anstalten der Provinz sind die laufenden vermefsungstechuischen Aufgaben
auszuführen.

Kap. 35 Titel 4 (Ausgabe):

Der Provinziallandtag hat feit 1928 minderbemittelte kinderreiche Familien durch Ziuszufchüffe
zur Nerbilligung von Darlehen für Wohnnngen unterstützt. Der vom 78. Provinziallandtag bewilligte
Betrag in Höhe von 300 000^?^ mußte bei der Finanzlage vom Provinzialansfchuß auf 165 000 H^L
herabgesetzt werden. Neubewilligungen sind im Jahre 1931 nicht mehr erfolgt. Durch die in den Haus¬
haltsplan 1932 eingesetzten 150 000 H^ ist beabsichtigt, in erster Linie den bisher Unterstützten, soweit
die Voraussetznngen für die Bewilliguug noch weiter bestehen, zu helfen. Es foll dadurch erreicht
werden, daß den minderbemittelten kinderreichen Familien ihre meist unter den schwersten Ent¬
behrungen erkämpfte wohnuugstechnifch einwandfreie Wohnung nicht wieder verlorengeht.

Kap. 33 Titel 5:

Zu li. Die Zahl der Siedler hat bislaug von Jahr zu Jahr zugenommen. Die meisten Siedler bzw.
die Ankänfer ihrer heimatlichen Liegenschaften sind gezwungen, zwecks Flüssigmachung des Anzahlungs-
und Betriebskapitals bzw. des Kaufpreises Kredite nufzuuehmen, die auf Grund entsprechender Pro-
vinziallandtngsbeschlüsse in der Regel auf 5 Jahre durch Zinsznschüssc des Provinzialvcrbandes bis
auf 2^ jährlich für die Anleiher verbilligt werden. Dadurch, daß die Zinszufchüffe in den einzelnen
Fällen 5 Jahre lang geleistet werden und zu deu alten Zahlnngsverpflichtungen laufend neue hinzu¬
kommen, steigt der erforderliche Betrag zunächst von Jahr zn Jahr. Eine gewisse stabile Höhe tritt nach
Ablauf der ersten 5 Jahre ein, was 1933 der Fall sein wird.
Zu d. Ein Betrag von 5000 H^F wird ausreichend sein.
Zu e. Etwa 5000 H^/5 werden erforderlich fein, um eine Siedlerberatungsstelle (Filiale der Neichsstelle
für Siedlcrberatuug in Berlin) zu bezufchussen und Reisebeihilfen solchen ernsthaften Förderern des
Siedlungsgedantens bereitzustellen, die sich in den Siedlungsgebieten über den Stand der Siedlung
unterrichten.

Im übrigen wird auf die besondere Vorlage verwiesen.

Kap. 39 Titel 1: Pruvinzialinstitut für Arbeits- und Verufsforschung.

Das Provinzialinstitut ist auf Grund eines Beschlusses des 69. Provinziallandtages errichtet nnd dient
der Ermittlung und Bereitstellung von Eignnngsprüfnngsmethodcn fowie der Ausbildung von Berufs¬
beratern und Arbeitsvermittlern bei der praktifchen pfychologifchen Bcgutachtnng. Außerdem dient
das Institut der Berufsbegutachtung von Unfallverletzten, Schwerbeschädigten, Krüppeln und Erwerbs¬
beschränkten, sowie der Berufsberatung der zur Schulentlassung kommenden Jugendlichen.

Der Zuschuß der Reichscmstalt für Arbeitsvermittlung ist für das Rechnungsjahr 1931 mit Rückficht
auf die finanzielle Lage von 18 000 auf 16 000 H^ herabgefetzt worden. Dieser Betrag ist daher auch
für das Rechnungsjahr 1932 vorgesehen. Infolgedessen mnßten die sächlichen Ausgaben entsprechend
gekürzt werden.

Der Bedarf der Arbeitsämter an Prüfapparaten ist weiter zurückgegangen. Die Herstellungskosten
der Prüfapparate find von 5000 auf 2500 H^ herabgesetzt. Dementsprechend ist auch der Erlös aus
dem Verkauf der Prüfapparate mit 4000 H^ vcraufchlagt gegen 7000 H^ im Vorjahr.

Zu Kap. 39 Titel 3:

Die Erhöhung des Jahresbeitrages gegenüber dem Vorjahre erklärt sich dadurch, daß der Rheinische
Vertehrsverband bisher einen Teil des Beitrages der Provinz aus den bei Kap. 59 Titel 5 vorgesehenen
Mitteln zur Unterstützung der Gebirgs- und Wandcrvereine erhalten hat in der Weise, daß der Gesamt-
beitrag der Provinz den höchsten Städtebeitrag an den Rheinischen Vertehrsverband erreichte. Nachdem
die Position Kap. 59 Titel 5 in Wegfall gekommen ist, mußte der Betrag bei Kap. 39 Titel 3 entsprechend
erhöht werden.
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V. Volksfürsorge.

Kap. 41: Nesserungswesen sowie Pflege- und Siechenwesen.
Die im Vorberichtzum vorjährigen Haushaltsplan ausgesprocheneBefürchtung, daß voraussichtlich

sowohl eine Zunahme der Zahl der Hilfsbedürftigen, die die geschlosseneFürsorge m Anspruch nehmen,
wie auch der iu der offeueu Fürsorge zu unterstützendenarbeits- nnd eintreten
werde, ist durch die Entwicklungder Arbeitsmarkt- uud Wirtschaftslagevoll bestätigt wordeu. Soweit
sich die Dinge bei Aufstellung des Haushaltsplanes für das Jahr 1932 übersehen lassen, hat diese Ent¬
wicklung ihren Höhepunkt im Augenblick noch nicht erreicht. Die Pflegekosten in eignen uud m den vom
Landesfürsorgcverband benutzten Privatanstalten sind zwar in Anlehnung an den allgememen Preis¬
abbau gesunkeu,doch sind die städtischen Krankenhäuserdieser rückläufigenBewegung nicht oder nur
in geringem Maße gefolgt. Nichtsdestowenigerist zu erwarten, daß der einzelne Uuterstutzimgssallm
Zukunft unter dem Druck der die ganze Wohlfahrtspflegebeherrschenden Finanznot etwas billiger werden
wird. Die zunehmende Zahl der ohne gewöhnlichen Aufenthalt durch die Lande ziehendenHilfsbedürf¬
tigen wird aber aller Voraussichtnach trotzdemeine Steigerung der Aufwendungen notwendig machen.

Kap. 41 Titel 3: Provinzial-Arbeitsanstalt Brauweiler.
Die weitere Verschlechterungder Finanzlage zwingt die Kommunalverbände zu den größten Ein¬

schränkungen in der Wohlfahrtspflege, insbesondere auf dem Gebiete der geschlossenen Fürsorge. Die
Folge davon ist eine weitere Abnahme der Belegung. Deshalb mußte die dem Haushaltsplan zugrunde
gelegte Zahl der Insassen heruutergesetztwerden.

Der allgemeine wirtschaftliche Niedergang konnte auch an den Nrbeitsbetrieben der Anstalt nicht
spurlos vorübergehen. Für das Jahr 1932 ist daher mit einer weiteren Senkung der Überschüsse der
Arbeitsbetriebe zu rechnen.

Der Herabsetzung der Ausgaben für Gehälter und Löhne fowie für alle Lebensbedürfnisseist durch
Kürzung der Pflegesätzefür Land- und Bezirtshilfsbedürftige von 2,20 H^/5 auf 2 H^ Rechnung ge¬
tragen worden. Eine Ermäßigung des Pflegesatzesfür entmündigte Trinler kommt nicht in Frage, da
der bisherige Satz von 1,50 H^ schon sehr niedrig bemessenwar. Die Pflegekosten erscheinen unter
Titel I der Einnahme. Die gegenwärtige Wirtschaftsnot und die Senkung der Lebensmittelpreise ge¬
statten eine Herabsetzungdes Beküstigungssatzes(nur für Nohmaterialieu) auf 0,65 H^.

Die allgemeine Preisermäßigung rechtfertigt auch die Kürzung der für Dienstkleidungzu zahlenden
Entschädigung. In Anlehnung an die erfolgten Gehaltskürzungen ist das Kleidergeld, das bisher für
Beamte 125 H^ und für Beamtinnen 70 H^L jährlich betrug, um 20°/, gesenkt worden.

Wie in den letzten Jahren so werden auch in Zukunft Infassinnen der Frauenabteilung, die an sich
entlassenwerden konnten, die aber draußen kein Unterkommenfinden, auf ihren Wnnfch in der Anstalt
belassen. Mit diesen Arbeitskräften wird auch die Aufrechterhaltung des Wäschereibetriebesin der
Anstalt ermöglicht.

Der Unterhaushllltsplan „Bäckerei" ist von untergeordneter Bedeutung und kann znr Vereinfachung
der Buch- und Rechnungsführung künftig wegfallen. Die Einnahmen und Ausgaben dieses früher
selbständigenUnterhaus!)altes sind dem Titel IV 1 „Beköstigung"zugesetzt worden, wodurch sich diese
Ansätze gegenüber dem vorjährigen Haushaltsplan entsprechenderhöhen.

G rundbesitz der Arbeitsanstalt:

liH n, HIN

Davon für Landwirtschaft D
ba,

izu Pachtland

63 22 13 39 51 ^ 10 15 39 ! 98

41 Titel 4: Provinzial-Heilstätte Fichtenhain.
Die wirtschaftlichenSchwierigkeiten aller Kommunalverbände führen in der Wohlfahrtspflege

allenthalben zu einer weitgehenden Beschränkung, wenn nicht zu völligem Abbau der freiwilligen
Aufgaben. Dieses Vorgehen wirkt sich in der Provinzial-Heilstätte Fichtenhain in einer erheblichen
Unterbelegung aus. Während bei der Gründung der Anstalt im Jahre 1930 die Uberfüllungder Trinker¬
abteilung Brauweiler die Schaffung weiterer Unterkunftsmöglichkeitennotwendig machte, ist heute die
Gesamtbelegung beider Anstalten mit Trinkern erheblich unter die damalige Belegung der Anstalt
Brauweiler gesunken. Es ist jetzt ohne Schwierigkeiten möglich, die in Fichtenhain untergebrachten
Trinker und Geisteskrankenin anderen Provinzialanstalten bzw. in Privatanstalten unterzubringen.
Daher ist dem Provinziallandtag eine Vorlage zwecks Auflöfung der Provinzial-Heilstätte Fichtenhain
unterbreitet worden. Auf die Begründung dieser Vorlage wird verwiesen.

Nach Schließung der Anstalt als Heilstätte soll der landwirtschaftlicheBetrieb (89,50 In,.) als „Pro-
vinzialgut Fichtenhain" weitergeführt werden. Ein besondererHaushaltsplan für dieses Provinzialgut
liegt vor. Die landwirtschaftlichenErzeugnissekönnen bei benachbarten Provinzialanstalten abgesetzt
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werden. Im Rahmen des neuen Betriebes wird es möglich sein, wie bisher 25 Fürsorgezöglinge weiter-
zubeschiiftigen. Daneben sind noch einige Beamte und Angestellte der bisherigen Gutsverwaltung zur
Aufrechterhaltung des Betriebes notwendig. Die Gehälter und Löhne sind in dem Haushalt „Provinzial-
gut Fichtenhain" vorgesehen. Durch die Schließung der Heilstätte wird aber auch eine Anzahl von
Beamten und Angestellten überzählig, deren Bezüge bis auf weiteres in dem Unterhaushalt „Provinzial-
Heilstatte Fichtenhain" vorgesehen werden müssen. In absehbarer Zeit wird es gelingen, diese Beamten
und Angestellten anderweitig zu verwenden, so daß die Ausgaben für Personalkosten sich allmählich
verringern werden bzw. ganz wegfallen.

Für die Unterhaltung der Gebäude sind die notwendigsten Ausgaben vorgesehen.

Kap. 42 und 43: Fürsorge für Nezirkshilfsvedürftige.
2) Geisteskranke, Idioten, Epileptiker (Kap. 42), bj Taubstumme und Blinde (Kap. 43 Titel 1—9)

nach § 6 der preußischen Ausführungsverordnung vom 17. April 1924.
Wenn auch das Rechnungsjahr 1930 am 31. März 1931 noch mit einem Krankenbestande von

17 311 ^ rund 6 319 000 Pflegetagen — gegenüber dem Haushaltsplan 17 260 Anstaltspflcglinge
mit 6,3 Millionen Pflegetagen — abgeschlossenhat, so dürfte doch nach wie vor entsprechend dem Vor¬
berichte des Hanshaltsjahres 1931 die Annahme gerechtfertigt erscheinen, daß ein weiterer wenn auch
geringerer Rückgang der Neuaufnahmen uud des Bestandes erfolgen wird, denn die Bezirksfürsorge¬
verbände sind infolge der Fortdauer der krifenhaften Finanzlage genötigt, ihre mit Erfolg begonnenen
Maßnahmen fortzufetzen, nur folche Kranken der Anstaltsfürsorge auf Gruud der obigeu Ausführungs¬
verordnung zu überweisen refpektive darin zu belassen, die unbedingt der Anstaltspflege bedürfen, also im
Wege der ordentlichen Fürsorge nicht mehr betreut werden können.

Unter dieser Voraussehung wird deshalb für 1932 nur noch mit einem Krankenbestande von 16 438
— 6 Millionen Pflegetagen gegenüber 16 575 und 6 050 000 Pflegetagen nach dem Haushaltsplan
1931 gerechnet werden können. Hiernach ergibt fich unter Zugrundelegung des ab 1. April 1932 weiter
ermäßigten Spezialkostensatzes von 1,80 H^L eine Einnahme bei

Kap. 42 Titel 1 von 6 Millionen Pflegetagen ö, 1,80 H^ rund.........10 800 000H^L
Hiervon entfallen auf:

H) Geisteskranke, Idioten nnd Epileptiker............10 546 000 H^
d) Taubstumme und Blinde ................. 254 000 „
Kap. 42 Titel 2. Die Herabfetzung von 50 000 H^L auf............ 45 000 H^L
ist durch die Senkung der Löhne nnd Pflegesätze bedingt. Bekanntlich werden die Beiträge
der Kranken und Drittverpflichteter grundfählich den Bezirtsfttrsorgeverbändcn belassen.
Hier kommen nur die Beiträge zur Verrechnung, die über die Aufwendungen der Be-
zirksfürsorgeverbäude hinausgehen.

Es entfallen auf:
a) Geisteskranke, Idioten nnd Epileptiker............ 44 000H^C
d) Taubstumme und Blinde ................. 1 000 „

Die Ausgabe stellt sich wie folgt:
Kap. 42 Titel 1. Mit Rücksicht auf die allgemeine Herabfetzuug der Pflegefätze kann
als Durchfchnittspflegcfatz der Betrag von 2,375 H^ (gegenüber 3,08 H^5 für 1931)
angenommen werden.

Hiernach find zu berechnen (wie zu Titel 1 der Einnahme) 6 Millionen Pflegetage
5, 2,375 H^...............................14 250 000H^

Hiervon entfallen auf:
u) Rheinische Provinzialcmstalten, und zwar:

Kap. 42 Titel 1 d. 1. für Geisteskranke, Idioten und Epileptiker 7 937 000 H^
2. für Taubstumme uud Blinde

Kap. 43 Titel 1 a. a) in eigenen Anstalten........ 92 580 „
Kap. 43 Titel 1 d. 1i) in Anstalten anderer Provinzialverbände 5 000 „
Kap. 42 Titel 1 e. d) Anstalten sonstiger Provinzialverbände ... 45 000 „

o) Privatanstalten:
Kap. 42 Titel 1 ck. 1. für Geisteskranke, Idioten und Epileptiker 5 982 900 „
Kap. 43 Titel 1 o. 2. für Taubstumme und Blinde...... 187 520 „

Kap. 42 Titel 2. Mit Rücksicht auf die Zunahme der unterstützungsberechtigten An¬
tragsteller erscheint der Betrag von..................... 30000^?^
gerechtfertigt.
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Kap. 42 Titel 3. Die von den Rheinischen Provinzial-Heil- und -Pflegeanstalten aus
betriebene offene Fürforge für in Familien befindliche Geisteskranke ist eingestellt wor¬
den, da eine Verpflichtung zu ihrer Durchführung für den Provinzialverband nicht vor-
lag und die Kosten erfpart werden follen. Es ist aber anzunehmen, daß die Bezirtsfür-
forgeverbände zum Teil die offene Fürforge weiter fortsetzen werden, da fie sowohl
im Interesse der Bezirksfürsorgeverbände wie im Interesse des Lnndesfürforgever-
bandes liegt. Daher ist hier der Betrag von.................
zur Gewährung von Beihilfen an die Bezirksfürsorgeverbände für die Zweckeder offenen
Fürsorge eingestellt.

30 000 .H^

Kap. 42 Titel 19. Die Provinzialverwaltung hat, ein großes Interesse an der Förderung der Aufgaben
allgemeiner Art auf dem Gebiete der Irrenfürforge, vor allem, soweit diese Aufgaben sich erstrecken auf
die Erforschung der Ursachen der Geisteskrankheit, auf Vererbungsforschung, auf Behandlungsmethoden,
um so dem Anwachsen der Zahl der Kranken entgegenzuwirken. Aus diesem Titel wird u. a. der Betrag
von 2000 H^ für die Forschungsanstalt für Psychiatrie in München und der Betrag von 2000 H^A für
die Abteilung für Erblichkeitsforfchung in der Provinzial-Kinderanstalt für feelisch Abnorme in Bonn
entnommen. Der Gesamtbetrag ist anf 8985 H^F herabgesetzt wurden.

Kap. 42 Titel 4—12: Provinzial-Heil- und -Pflcgeanstalten sowie Provinzial-Kinderanstalt für
seelisch Abnorme in Bonn und Psychopathenheim und Heilerzichungsheiln in Diircn.
Die Haushaltspläne der Provinzial-Heil- und -Pflegeanstalten umfassen die auf gesetzlicherGrund¬

lage beruhende Fürsorge des rheinischen Provinzialverbandes für Geisteskranke, Epileptiker uud Idioten
in eigenen Anstalten. Neben hilfsbedürftigen Pfleglingen auf Grund der Fürsorgepflichtvcrordnung
finden auch felbstzahlende Kranke Aufnahme.

Anstalt
Zu beköstigen sind:

Kranke in Tischllasse
I II

Andernach ........
Vedburg-Hau......
Bonn..........
Kinderanstalt . . . . ^
Düren.....
Prov.-Psychopathenh'eim'

und Heilerziehungsheim .
Galkhaufen .......
Grafenberg.......
Iohannistal.......

1932

1931

15

15

y

25
2

885
2 700

905

868

1000
925

1148

Jugendliche

110

PsychopathenBeamte, Ange,
stellte usw.

60

Insgesamt

115
309
140
21

100

12
155
136
136

59 8 431
8 490
8 490

110

110

60

60

1124

1 132

1015
3 009
1060

131
970

72
1155
1086
1286
9 784

9 792

^A. 2 i? ?«""^l der Kranken (Belegungsziffer 8490) find rund 1000 Selbstzahler. Diese sind
meistens II Klaffe, für eigene Rechnung fowie auf Veranlassung von Behörden und für Rechnung
emer Krankenkasse untergebracht. In der Hauptsache werden die Kranken auf Grund der Verordnung
über die Fursorgepfluht vom 13. Februar 1924 bzw. der Ausführungsverordnung zur Verordnung über
die Furforgepflicht vom 17. April 1924 verpflegt.

Infolge der Herabsetzung der Ausgaben für Gehälter und Löhne und der eingetretenen allgemeinen
Preissenkung sind die vom Provinzialausschuß festgesetzten Pflegesätze wie folgt ermäßigt worden:

für die I. Klaffe von 6,50 H^ auf 6 H^,
.. II. 4,75 und

für die anderen Pfleglinge diefer Klasse von 3,75 H^< auf 3 H^.

Diese Sätze find in den Einnahmen unter Titel I „Pflegegeld" der Entwürfe der Haushaltspläne
vorgesehen. Bei diesem Titel wurden indessen für Freistellen insgesamt 102 495 H^ abgezogen. So¬
weit die Einnahmen aus dem Pflegefatz und aus eigenen Betrieben der Anstalten zur Deckung der Aus¬
gaben nicht ausreichen sollten, wird der Fehlbetrag durch Zufchüsse aus Mitteln des Provinzialver¬
bandes gedeckt.
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Der Veköstigungssatz (nur für Rohmaterialien) für die I. Klaffe ist entsprechend dem vorstehend
bereits angegebenen Grunde von 1,35 H^L auf 1,25 H^L und für die II. Klaffe von 0,70 H^L auf
0,55 H^ pro Kopf und Tag festgefetzt worden.

Zur Vereinfachung der Buch- und Rechnungsführung ist der Unterhaushaltsplan „Metzgerei" der
Anstalten Andernach, Vedburg-Hau und Iohannistal weggefallen. Die Verrechnung der Einnahmen
und Ausgaben diefes Unterhanshalts erfolgt jetzt fogleich bei Titel IV 1 „Beköstigung". Dadurch ist
eine einheitliche Verrechnung der Einnahmen uud Ausgaben für Fleifcherzeugniffe für alle Heil- und
Pflegecmstalten durchgeführt.

Der Pflegefatz für die Provinzial-Kinderanstalt für feelifch Abnorme in Bonn ist der gleiche wie
für die Provinzinl-Heil- und Pflegeanstalten, nämlich 6H^ für die I. und 4H^F bzw. 3H^L für die
II. Klaffe. Der Veköstigungssatz (nur für Rohmaterialien) ist hier mit 0,60 H^L pro Kopf und Tag
vorgesehen.

Im Psychopathen- und Heilerziehungsheim in Düren find nur Fürforgezöglinge, und zwar 20 männ¬
liche und 40 weibliche, untergebracht. Die Pflegekosten werden von der Fürforgeerziehungsbehörde
gezahlt. Der Pflegefatz beträgt 4 H^ täglich. Als Beköstigungssatz (nur für Rohmaterialien) find auch
hier 0,60 H^F pro Kopf und Tag eingefetzt worden.

Über den Umfang des Grundbesitzes und der landwirtschaftlich genutzten Flächen gibt die nachstehende
Tabelle Aufschluß.

Grundbefitz
Pachtland

Anstalt davon siil Lcmdwiitschaft
I,», Ä HIN Mi ll, HIN lul », HM

Andernach .... 123 98 95 102 62 72 20 05 98
Vedbnrg-Han. . . 216 01 58 134 51 — — —- —
Bonn...... 24 06 18 6 68 05 30 78 94
Düren...... 164 89 87 136 8? 36 — — —
GaltlMlfen .... 126 51 13 56 66 — 2 66 50
Grafenberg . . . 53 56 87 31 04 12 —- — —
Johannistal . . . 146 44 62 58 86 42 — — —

Summe 855 49 20 527 25 67 53 51 42

Kap. 43 Titel 5 (Einnahme und Ausgabe): Taubstunnnenhelm Euskirchen.

Im Provinzial-Taubstummenheim Euskirchen werden Taubstumme aufgenommen, die wegen
ihres Alters oder infolge geistiger oder körperlicher Schwäche nicht erwerbsfähig find, jedoch befonderer
Pflege nicht bedürfen. In der Mehrzahl der Aufnahmefälle handelt es sich um Unterbringung auf
Gruud der Preuhifchen Ausführuugsverorduung vom 17. April 1924 zur Neichsfürforgcpflichtverord-
nnng vom 13. Februar 1924.

Der Haushaltsplan rechnet mit einer durchfchnittlichen Verpflegungsstärke von 50 Pfleglingen.
Für insgefamt 50 Pfleglinge ist unter Annahme von je 365 Pflegetagen nnd eines Satzes von

2,50 H^ täglich die Ginnahme unter Titel I des Anstaltshaushaltsplans errechnet worden.
Die Ausgabe für Beköstigung unter Titel II/1 entspricht einem täglichen Satze von 1,05 H^ für

50 Pfleglinge und 4 Pflege- und Dienstpersonen zu je 365 Tagen.

Kap. 43 Titel 10 und 12—2» (Einnahme und Ausgabe): Taubstummenanstalten (Schulen).

Nach dem Gefetz vom 7. August 1911, betreffend die Befchnlung blinder und taubstummer Kinder,
ist der Provinzialverband verpflichtet, taubstummen Kindern, die das 7. Lebensjahr vollendet haben
und für die von den im Gefetz bezeichneten Stellen die Schulpflicht festgefetzt worden ist, in geeigneten
Anstalten Unterricht zu erteilen. In diesen Anstalten finden auch einzufchulende Minderjährige Aufnahme,
für die aus besonderen Gründen ein Schulpflichtsbefchluß nicht hat ergehen können. Die nicht mehr
schulpflichtigen minderjährigen Taubstummen sind, soweit sie der Anstaltspflege bedürfen, nach der
Ausführungsverordnung zur Reichsfürforgepflichtverordnung durch den Landesfürforgeverband in
geeigneten Anstalten zur Erziehung und Erwerbsbefähigung unterzubringen.

Der Rheinifche Provinzialverband verfügt über 9 Taubstummenanstalten (Schulen), und zwar in
Aachen, Vrühl, Wuppertal-Elberfeld, Efsen, Guskirchen, Kempen, Köln, Neuwied und Trier. Die
Anstalten in Aachen, Brühl, Euskirchen, Kempen, Köln und Trier dienen hauptfächlich zur Unterbringung
von Zöglingen tatholifchen Vekenntnifses, die in Wuppertal-Elberfeld und Neuwied von evangelifchen
Schülern, während in Essen sowohl katholische wie auch evangelische Kinder aufgenommen werden.
Die Anstalt in Euskirchen hat lediglich fchwachbefähigte tanbstumme Kinder, die in Neuwied neben einer
Abteilung für normalbefähigte Zöglinge auch eine befondere Abteilung für fchwachbefähigte. Ein Teil
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der Zöglinge besucht die Anstalten als Schnlgänger vom Elternhause aus. Der größere Teil ist in Pflege¬
stellen (Familienpflege, klösterlichen Anstalten, Waisen- und Erziehungshäusern) untergebracht. Die
Anstalt in Enskirchen hat ein eigenes, dem Provinzialverbande gehöriges Internat. Die Wirtschafts¬
führung liegt hier Schwestern aus der Genossenschaft der Eellitinnen in Düren ob. In Nenwied siud
die älteren männlichen Zöglinge in Familienpflege und die übrigen in einem dem dortigen Vater¬
ländischen Frauenverein vom Noten Kreuz (früher Fraucuvereiu zur Krankenpflege) gehörigen inter-
natsähnlichen Pflegehaufe untergebracht. Die Wirtschaftsführung und Betreuung der Zöglinge in
diesem Pflegehause liegt in Händen von Diakonissen aus Kaiserswerth.

Die nachstehenden Tabellen geben Auffchluß über die Anzahl der Zöglinge, mit der für das
Rechnungsjahr 1932 gerechnet wird, und über die dem Haushaltsplan zugrunde zu legenden Ver-
pflegnngsstärken.

II

Anstalt in
Ansatz 1932 Zu verpflegen sind

Zahl
der

Zöglinge

davon
Schul»
gängei

Anstalt in
gesamt

Aachen .......
Vrühl.......
Wuppertal-Elberfcld .
Essen .......
Euskirchen .....
Kempen ......
Köln........
Neuwied......
Trier.......
In nichtrheinischen An

stalten . . . . . .
Snmme

60
73
80
82
97
62
90

108
103

15
3

30
52

2
2

30
8
8

760 150

Aachen ......
Vrühl......
Wuppertal-Elberfcld
Essen ......
Euskirchen ....
Kenipen .....
Köln.......
Neuwied.....
Trier......
In nichtrheinischen An

stalten .....
Summe

Für insgesamt 610 an je 280 Pflege- (Unterrichts-) Tagen zu verpflegende Zöglinge, von denen 81
kur- und erholungsbedürftige außerdem an je 40 Sommerferientagcn zn verpflegen sind, ist nnter Ein¬
setzung eines Satzes von 2,50 ^?^ täglich die Einnahme unter Kapitel 4,^ Titel 10 errechnet.

Für msgesamt 410 bei Pflegefamilien und in Pflegehänsern untergebrachte Zöglinge der Anstalten
!," 3«^« ^' Wuppertal-Elberfeld, Essen, Kenipen, Köln und Trier ist nnter Zugrundelegnng
"°",°" Hflcgetagen und unter Ansetzung eines täglichen Pflegegeldes von 1,90 H^L die Ausgabe bei
^ltel IV 1 des Unterhaushaltsplans der Taubstummenanstalten errechnet worden. Bei der Internnts-
anstalt Euskirchen ist diese Ausgabe errechnet für insgesamt 95 Zöglinge zu je 280 Tagen und für
i? M/.eae- und Dienstperfonen zu je 365 Tagen nnter Ansetzung eines Satzes von 0,90 H^F täglich für
Beköstigung. Bei der Anstalt Nenwied find zur Errechnung der Ausgaben für Beköstigung 30 in Fa-
miiienpflege stehende Zöglinge zu 280 Tagen mit einem Tagessatz von 1,90^?^, sowie 70 in Internats-
Pslege befindliche Zöglinge zu je 280 Tagen mit einem Tagesfatz von ebenfalls 1,90 H^ einschließlich
oer «osteu für Gestellung von Wohnung uud Aufwartung in Anfatz gebracht worden.

Für 5 in Anstalten außerhalb der Nheinprovinz untergebrachte Zöglinge ist das zu zahlende Pflege-
^,, "'"er Ansehung von je 280 Pflegetagen und eines Pflegesatzes von 2,50 H„L täglich bei Kap. 43
^.nel 10 vorgesehen.

Kap. 43 Titel 11, 21 und 22 (Einnahme und Ausgabe): Nlindenunterrichtsnnstalten.
Nach dem Gesetz vom 7. August 1911, betreffend die Vefchulung blinder nud taubstummer Kinder, ist

der Provinzialverband verpflichtet, blinden Kindern, die das 6. Lebensjahr vollendet haben nnd für die
von den im Gefetz bezeichneten Stellen die Schulpflicht festgesetzt worden ist, in geeigneten Anstalten
Unterricht zu erteilen. Ferner ist nach der Fürsorgepflichtverordnung durch dieLandesfürsorgevcrbände
für die Unterbringung der hilfsbedürftigen Blinden, foweit fie der Anstaltspflege bedürfen, in geeigneten
Anstalten Fürsorge zn treffen. Bei Minderjährigen umfaßt diese Fürsorge auch die Erziehung und
Erwerbsbefähigung. Der Rheinische Provinzialverband verfügt zur Durchführung diefer Aufgabe für
Minderjährige über zwei eigene Anstalten, die Blinden-Unterrichtsanstalt in Düren für katholische und
die Blinden-Unterrichtsanstalt in Neuwied für evangelische Zöglinge. Beide Anstalten haben Internate.
Die Wirtschaftsführung in Düren liegt Schwestern aus der Genosfenfchaft der Eellitinnen in Düren ob,
in Neuwied Diakonissen aus dem Mutterhause tu Kaiserswerth unter Leitung des Vaterländischen
Frauenvereins vom Roten Krenz (früher Frauenverein zur Krankenpflege) in Neuwied.
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Den beiden Vlindenunterrichtsanstalten sind zum Zwecke der Berufsausbildung der älteren Zöglinge
Arbeitsbetriebe (Lehrwerkstätten) mit dem erforderlichenAusbilduugspersonal angegliedert.

Die nachstehendenTabellen geben Aufschluß über die Anzahl der Zöglinge, mit der für das Rech»
nungsjahr 1932 gerechnetwird, und über die dem Haushaltsplan zugrunde zn legenden Vcrpfleguugs-
stärkeu.

I II

Anstalt in
Zahl der
Zöglinge

Ansah 1932
Anstalt in

Zöglinge

Zu verpflegen sind:
Schwestern

und H°us-
Diakonissen! Personal

insgesamt

Düren ....

Neuwied . . .

220

80

Düren ....

Neuwied . . .

Summe

220

80

25

6

17

11

262

9?

Summe 300 300 31 28 359

Unter Ansehung eines Sahes von 2,50 H^L täglich ist für 180 Zöglinge der Schulklassenunter An¬
nahme von je 280 Pflege-(Unterrichts-)Tagen und für 120 in Berufsausbildung stehende Zöglinge
unter Annahme von je 310 Pflegetagen die Einnahme nnter Kapitel 43 Titel 11 errechnet worden.

Für 180 Zöglinge zu je 280, für 120 Zöglinge zu je 310 und für 59 Pflege- und Dienstpersonen zu
je365 Pflegetageu ist uuter der Annahme eines Sahes von 1 H^s täglich für Beköstigungdie Ausgabe
unter Titel IV 1 des Unterhaushaltsplans der Blindenunterrichtsanstalten errechnet.

Kap. 44 (Einnahme und Ausgabe): Fürsorge für Krüppel.
Der Ernst der Wirtschaftslageund die zwingende Notwendigkeit,die Ausgabeu weitestgehendherab-

zufehen, haben im Laufe des Jahres 1931 innerhalb des vom Herrn Reichsministerdes Innern aufge¬
stellten Notprogramms für die Gesundheitsfürsorge zu Vorschlägen der Deutschen Vereinigung für
Krüppelfürforge auf dem Gebiete der Krüppelfürforge geführt. Die von dem Sachverständigenausschuß
aufgestelltenRichtlinien zielen auf eine größtmögliche Zurückhaltungbei der Durchführung der krüppel¬
fürforge hin. In gleicher Weise sind Landesfürsorgeverband uud Bezirksfürsorgeverbändebestrebt, die
Überweisungvon Krüppeln zur Austaltsfürforge nur auf die dringendsten Fälle zu befchränken. Dazu
zwingt auch die Vierte Notverordnung des Reichspräsidentenzur Sicherung von Wirtschaft nno Finanzen
und zum Schutze des inneren Friedens vom 8. Dezember 1931. Im 5. Teil, Kap. I, Abfchnitt 2, § 1, wird
nämlich bestimmt, daß bis zu einer anderweitigen gesetzlichen Regelung die Leistungen der Kranken¬
versicherungauf die Regelleistungen zu beschränken sind. Die Wiedergewährung von Mehrleistungen
bedarf der Zustimmung des Qberverficherungsamtes. Die Zustimmung ist unzulässig,wenn der Höchst¬
betrag höher als 5 v. H. des Grundlohnes ist. Hiernach ist zu erwarten, daß in Zukunft die öffentlichen
Verficherungsträger für die Aufbringung der Kosten der Krüppelheilbehandlung gänzlichausscheiden,
woraus sich notwendig eine weitere Belastung der öffentlichenWohlfahrtspflege ergibt.

Da es bei der überfüllnng des Arbeitsmarktes für einen Körperbehinderten nahezn unmöglich ist,
nach mehrjähriger Berufsausbildung in einer Anstalt eine geeignete Stelle zu finden, so sind die Über¬
weisungen zur Berufsausbildung stark znrückgegangen.Die Gefamtzahl der beim Landesfürforgeverbnnd
zur Anerkennung seiner gesetzlichenFürsorgepflicht angemeldeten Fälle läßt aber trotzdemnoch keinen
wefentlichen Rückgang erkennen. Es erscheint nicht einmal ausgeschlossen, daß die Unterernährung breiter
Volksschichten in den letzten Jahren schon wieder zu einem Anwachsendes Krüppeltums geführt hat,
so daß in absehbarerZeit sogar wieder mit einer verstärkten Inanspruchnahme der klinischenBehandlung
gerechnet werden muß. Berücksichtigt man daneben, daß nach dem vorliegenden Rechnungsergebnis
für das Geschäftsjahr1930 die Zahl der Pflegetage sich auf 843 000 belief, während bei Aufstellungdes
Haushaltsplanes nur mit 800 000 Pflegetagen gerechnet wurde, so wird man für 1932 keinesfallsweniger
als 790 000 Pflegetage annehmen dürfen.

Für die Gefamtaufwendungen des Landesfürforgeverbandes ist neben der Zahl der Pflegetage die
Höhe des Pflegefatzesund die Höhe der von den Bezirksfürforgeverbändenzu tragenden Spezialkosten
maßgebend. Nach dem vorliegenden Rechnungsergebnis hat der Durchfchnittspflegefatzim Jahre 1930
pro Kopf und Tag — 4,45 H^ betragen. Diefer Satz wird für 1932 schätzungsweise auf 4,05 H^L er¬
mäßigt werden tonnen. Unter diesen Betrag herunterzugehen, wird sich kaum verantworten lassen, da
die Fälle der relativ teueren orthopädisch-chirurgischenHeilbehandlung gegenüber den Fällen der
Berufsausbildung zunehmen. Diese Entwicklungzwingt dazu, die Anstalten mit zu hohem Pflegesatze
künftighin von der Benutzung auszuschließen. Daneben erscheint es notwendig, bei der Bemessung der
Spezialkosteneine genauere Anlehnung an die tatsächlich im Einzelfalle entstehenden Gesamtaufwen¬
dungen anzustreben. Es bedarf wohl keiner näheren Begründung, daß die fich durchweg über einen
Zeitraum vou 3 bis 4 Jahren erstreckende Schul- und Berufsausbildung sowie die oft das ganze Leben
dauernde Siechenpflege mit geringeren Aufwendungen pro Kopf und Tag durchgeführt werden kann,
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als die kostspieligeHeilbehandlungin neuzeitlich ausgestatteten Krankenhäusernund Kliniken. Wahrend
die Berufs- und Schulausbildung sowie die Siechenpflegezur Zeit einen Kostenaufwandvon 3,10 H^
im Durchschnitt verursachen, stellen sich die Kosten der klinischen Behandlung durchschnittlichauf 4,9U ^
täglich. Mit Wirkung vom 1. April 1932 ab foll daher nach Beschlußdes Provinzmlausschusseseme
Differenzierung des bisherigen Spezialkostensatzesvon 2,80 H^i in der Weise herbeige nhrt werden,
daß die von den endgültig fürforgepflichtigenBezirksfürforgeverbändendem Landesfursorgeverbande
zu erstattenden Speziallosten bei Schul-, Berufsausbildung und Siechenpflege pro Kopf und Tag
auf 2,30 H^L, bei Heilbehandlung auf 3,10 H^ festgesetzt werden.

Bei der Würdigung der Höhe der Speziallosten muh im Auge behalten werden, daß den Bezirks¬
fürsorgeverbänden die gesamten Beiträge Drittverpflichteter und insbefondere auch die Renten aus
Sozialversicherungund die Beiträge der Krankenkassen bis znr Höhe ihrer Speziallosten belassen werden,
obwohl nach dem Gesetze diese Beiträge dem Lnndesfürsorgeverbandzunächst zur Deckung semer eigenen
Generalkosten zustehen. Nur insoweit hat der Landesfürsorgeverbandnoch Anspruch auf diefe Einnahmen,
als sie die Individualkosteu übersteigen. Bei Verücksichtiguug der bisher eingegangenen Beitrage kann
bei der Einnahme, Kap. 44 Titel 2, mit einer Summe vou 5000 H^ gerechuetwerden.

Kap. 44 Titel 4: Orthopädische Provinzial-Kinderheilanstalt Süchteln.
Die bei Aufstellung des vorjährigen Haushaltsplanes angenommene Dnrchschnittsbelegung der

orthopädischenProvinzial-Kinderheilanstalt Süchteln mit 390 Kindern ist infolge der verschlechterten
Wirtschaftslagenicht eingetreten. Für das Rechnungsjahr 1932 wird nur mit einer ständigenBelegung
von 360 Betten, alfo mit 131 400 Pflegetagen, gerechnet werden können.

Die in der Einnahme aufgeführten Pflegekostenbetragen gegenüber dem Soll 1931 — 85 699 H^
Weniger. Für diese Verminderung ist zunächst die Tatsachevon Bedeutung, daß die vom 1. April 1931
ab bereits eingetretene Ermäßigung des Pflegefatzes für Selbstzahler von 5 H^A auf 4,75 H^ bei der
Vorlage des vorjährigen Haushaltsplanes nicht mehr berücksichtigt werden konnte. Der bereits einge¬
tretenen und noch zu erwartenden Senkung der Lebenshaltungskostenfoll ferner im neuen Haushalts¬
plan durch Herabsetzungder Pflegesätzevom 1. April 1932 ab von 4,25 H^ auf 4H^ (Satz für die
vom NheinifchenLandesfursorgeverbande, von anderen Kommunalbehörden oder Fürsorgeverbänden
in der orthopädischen Provinzial-Kinderheilanstalt Süchteln untergebrachten Pfleglinge) bzw. von
4,75 H^s auf 4,50 H^ (Satz für Selbstzahler) Rechnung getragen werden. Die Zahlung der Pflege¬
kosten fowie der orthopädischen Apparate (der Medikamente, Verbandstoffe, Röntgenaufnahmen usw.),
soweit es sich um gesetzliche Fälle handelt (Titel 1 1, III »,, IV 1 a), erfolgt aus Kap. 44 Titel 1 » und 3
des Haushaltsplanes für die gefetzlicheKrüppelfürforge.

Gemäß Beschluß des Provinzialausschussesvom 6. Oktober 1931 ist der Ordensgenosfenschaftder
Schwestern der christlichen Schulen von der Barmherzigkeit in Heiligenstadt vom 1. November 1931
ab die gesamte Wirtschaftsführungin der Anstalt Süchteln uuter Zugrundelegung eines vom Provinzial-
verbande zu zahlenden festen Pflegefatzes pro Kopf und Verpflegungstag für eigene Rechnung über¬
tragen worden. Diefe Neuregelung hat zur Folge, daß iu Zukunft folgende Titel des Haushaltsplanes
in Wegfall kommen:

Titel III 3: Geistliches Pflegepersonal; Titel III 5: Hauspersonal; Titel IV 1: Beköstigung;
Titel IV 2: Bekleidung, Lagerung, Wäsche; Titel IV 4: Kirchen- und Schulbedürfnisse; Titel V 4:
Reinigung.
t^.,?^ Aufwendungen für Spiel, Sport und Unterhaltung sind nach dem mit den Schwestern abge¬
schlossenen Vertrage gleichfalls von der Qrdensgenofsenschaftzu tragen. Doch ist im Haushalt ein Be¬
trag von 1000 H^ auch weiterhin vorgesehen für Lichtbilder, belehrendeAusflüge und Selbstanfertigung
von unterhaltenden Filmen.

Kap. 45: Fürsorge für Kriegsbeschädigte und Kriegerhinterbliebene.

1. Die Überweisungendes Reiches für Zusatzrenten siud um 4 Millionen geringer angesetzt als im
vorigen Jahre, weil durch die neuen Bestimmungen über die Gewährung von Zusatzrenten nnd durch
noch stärkeres Ausscheiden von Kriegerwaisen im Jahre 1932 mit einer starken Senkung der Ausgaben
zu rechnen ist.

Die Überweisungen des Reiches zur Abgeltung von Verwaltungskosten für Zufatzrenten mußten
um 3000 ^?^L herabgesetzt werden, weil das Reich schon im laufenden Jahre entsprechende.Kürzungen
vorgenommen hat.

Der Rückfluß von Darlehen wird bei Anhalten der Wirtschaftskrise stockender werden. Schon im
Haushaltsjahr 1931 mußten in vielen Fällen Darlehen gestundet bzw. die Rückzahlungsquoteherab¬
gesetzt werden. Aus diesem Grunde ist hier das Einnahmesoll um 20 000 H^ ermäßigt worden.

2. Die Gestaltung der Ausgabenseite erfolgte zwangsläufig nach den erforderlichen Einsparungen
für die Gesamtverwaltung. Die Herabsetzung der Mittel für die allgemeine Fürsorge erfolgte im Hin-
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blick darauf, daß die Fälle besondererVerufsfürsorge und Ansiedlungvon Kriegsbeschädigtenüberhaupt
geringer geworden sind. Die Unterstützungbesonders schwierigerEinzelfälle bei den Bezirksfürsorge¬
verbänden muß in Zukunft auf ein Mindestmaß reduziert werden. Die Herabsetzungder Position
„Schwerbeschädigtenfürsorge"wird sich durch stärkere Heranziehung von Ablöfungsmitteln nach dem
Schwerbeschädigtengesehetwas ausgleichen lassen. Die Gesundheitsfürsorge für Kriegerwaisen und
Kinder Schwerbeschädigterhat schon an Umfang im Jahre 1931 außerordentlich stark abgenommen.
Die große Mehrzahl der Kriegerwaisenhat das 14. Lebensjahr, bis zu dem bisher Gesundheitsfürsorge
gewährt wurde, überschritten und die Vezirlsfürforgeverbände haben weiterhin die Mittel, die ihnen
in Form eines 50prozentigen Kurkostenzufchusses zur Verfügung standen, nicht immer voll in Anspruch
genommen, weil sie aus eigenen Mitteln die andere Hälfte nicht anfzubringen in der Lage waren. —
Mit Rücksicht auf die dringend notwendige Berufsausbildung der Kriegerwaisen sind die Mittel für
Erziehungsbeihilfennur um ein geringes gekürzt worden. Die Einsehungeiner Summe von 80 090 H^
zur Gewährung von Einzeldarlehen an Kriegsbeschädigte und Hinterbliebene entsprichtdem Bedürfnis
nach den schärferen Vorfchriften der Preußischen Staatsregierung. Bezüglich der Übernahme selbst-
schuldnerischerBürgschaft find die Darlehensanträge, die die Vezirksfürsorgeverbände für Kriegs¬
beschädigte und Kciegshinterbliebenebei der Hanptfürsorgestelle vorlegen, stark zurückgegangen.

Kap. 47: Hebammenlehrwesen.
Auf dem Gebiete des Hebammenwesens liegt dem Provinzialverbande die Pflicht zur Ausbildung

von Hebammen ob, und zwar in der Hauptfachedie Ausbildung folcher Schülerinnen, die nachweisbar
Aussicht haben, in absehbarer Zeit nach Abschluß ihrer Hcbammenausbildung in einem Stadt- oder
Landkreiseder Nheinprovinz eine ausreichende Beschäftigung als Hebamme zu erhalten oder als Ne-
zirlshebamme angenommen zu werden. Nach Zurücklegung des Ansbildungslehrganges haben die
Schülerinnen fich einer staatlichen Prüfung zu unterziehen, über deren Ergebnis nach Bestehen der
Prüfung ihnen vom Oberpräfidenten ein Zeugnis ausgestellt wird.

Außerdem hat der Provinzialverband für alle berufstätigen Hebammen, welche das 55. Lebensjahr
noch nicht vollendet haben, Fortbildungslehrgänge einzurichten. Nach einem Erlaß des preußischen
Wohlfahrtsministers vom 4. November 1931 I N II 2876/31 foll bis zur Vefferung der wirtschaft¬
lichen Verhältnisse von den bisherigen allgemeinen Einberufungen der Hebammen zu Fortbildungs¬
lehrgängen abgesehen werden und es sollen nur solche Hebammen an einem Fortbildungslehrgang
teilnehmen, bei denen nach Ansicht des Kreisarztes eine Auffrischungder Kenntnisse unbedingt nötig ist.

Seit der Vermietung der Provinzial-Hebammenlehranstalt Köln an die Stadt Köln vom 16. Mai
1924 ab sind die Hebammenciusbildungs-und Fortbildungskurse in der Anstalt Wuppertal-Glberfeld
durchgeführt worden. Für die Anstalt Wuppertal-Elberfeld ist eine durchschnittliche Zahl von 60 Heb¬
ammenschülerinnen in Anfutz gebracht worden. Die Ausbildungslehrgänge dauern je 18 Monate.
Eine Abkürzung ist in besonderen Fällen mit Genehmigung des preußischenMinisters für Volkswohl-
fllhrt zulässig. Die Schülerinnen aus der Nheinprovinz haben 1,75 H^L täglich an Ausbildungskosten
zu zahlen, Nichtrheinländerinnen zahlen 3,50 H^L für den Tag. Die Aufnahme solcher Schülerinnen
erfolgt nur, wenn nach Aufnahme der für die Kreise und Anstalten der Nheinprovinz auszubildenden
Schülerinnen noch Plätze frei bleiben. Sodann sind 2 Fortbildungskurse für ausgebildete Hebammen
von dreiwöchigerDauer für je 20 Hebammen gegen einen täglichen Vergütungssatzvon 3 H^F vorge¬
sehen. Die Zahl der Kurse ist nach der Zahl der von den Stadt- und Landkreisender Provinz für die
Teilnahme an einem Fortbildungskursus vorgeschlagenenHebammen vorgesehen. Die Anmeldungen
sind in diesem Jahre in Hinsicht auf den oben angezogenen Ministerialerlaß vom 4. November 1931
gering.

Die nachstehendenTabellen geben Auffchlußüber die Anzahl der Schülerinnen, mit der für das
Jahr 1932 gerechnet wird, nnd über die dem Haushaltsplan der Hebammenlehranstalt Wuppertal-Elber¬
feld zugrunde zu legenden Verpflegungsstärken.

I.

Zahl der Schülerinnen zu 1,75 FL^i Zahl der Hebammen für Fortbildungslehrgänge

60 40

An Pflegelosten sind einschließlichArzneien und Verbandsmaterial für die Pflegeklasse 1 12H^s, für
die Klasse II 9 ^?^s, für die Klasse III 5 ^?^, ferner für Säuglinge 2,50 ^?^L täglich angenommen.
Hiernach und unter der Annahme von 365 Pflegetagen für das Jahr ist die Einnahme zu Titel I 2 unter
Verücksichtignng der ganzen und teilweifen Freistellen errechnet.
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II.

Zahl der Betten in

Klasse
I

Klasse
II

Klasse
III

Ferner Betten in
Freistellen zur Ver¬

fügung des Direktors

55

Es sind zu beköstigen:

60

Ferner Zahl der
Säuglinge in Frei¬

stellen zur Verfügung
des Direktors

10

III.

Tifchllaffe I

Pfleglinge Nrzle

10

Pfleglinge

Tifchllaffe II

Personal Schülerinnen

Teilnehmerinnen
an Fortbildungs-

kurfen
Säuglinge

115 45 60 40 20

Für Pfleglinge, Arzte, Perfonal, Schülerinnen und Säuglinge find je 365 Tage und für die Tell-
nehmerinnen an Wiederholungslurfen je 21 Tage berechnet. Für die Beköstiguu« in der ersten Tifch¬
llaffe find 2,50 H^, in der zweiten Tifchllaffe 1,35 H^L und für die Säugliuge 1 H^< für den Tag ange¬
fetzt. Hiernach find die Ausgaben unter Titel IV 1 berechnet. Ferner wurden für befondere Verordnungen
für Schwerkranke 4500 H^ zugefetzt.

Kap. 48: Iugendwohlfahrt (Landesjugendamt).
Einnahme.

Als Einnahme kommt nur der Staatszufchuß in Betracht. Die Höhe steht noch nicht fest. Gs ist daher
vorläufig ein Betrag von 30 000 H^L eingefetzt worden. Im Vorjahre hat der Staat einen Iufchuß
von 29 000 ^l gewährt.

Ausgabe.
Titel 1. Die Mittel zur Unterstützung von Anstalten und Einrichtungen der Iugendgefundheitsfürforge
find in den vergangenen Jahren fchon stets zur ständigen Verbefferung befonders guter Unternehmungen
hergegeben worden. Man darf annehmen, daß im wesentlichen jetzt hinreichend Anstalten mit muster¬
gültigen Einrichtungen vorhanden find, die dem Bedürfnis nach Iugendgefundheitsfürforge in der
Rheinprovinz vollauf genügen. Aus diefem Grunde muß unter Berücksichtigung der zwingenden Spar¬
maßnahmen in diesem Jahre ein Betrag von 30 000 H^L ausreichen, um noch in besonderen Fällen
einzelnen Anstalten helfen zu können. — Zur Förderung der Schulzahnpflege steht noch ein Rest¬
betrag aus dem Jahre 1931 zur Verfügung. Dieser Betrag dürfte ausreichen, um dem vorhandenen
Bedürfnis zu genügen unter Berücksichtigung der Tatfache, daß die Bezirksfürsorgeverbände mit Rück¬
sicht auf ihre eigene Finanzlage außerordentlich zurückhaltend sind bei der Neueinrichtung von Schul-
zahnpflegestätten.

Titel 2. Die Mittel für Gefundheits- und Erholungsfürforge für Kinder Nichtverficherter find ebenfalls
herabgefetzt worden. Hier handelt es sich im allgemeinen um 50^ Kurzuschüsse, die die Vezirlsfürsorge-
verbande erhalten, die ihrerseits schon im Jahre 1931 mit Rücksichtauf die eigene schlechte Finanzlage
die Zuschüsse nicht in vollem Umfange in Anspruch genommen haben. Außerdem mutzte bei dieser
Position auch die Erwägung mitentscheidend sein, daß die Landesversicherungsanstalt ihre Mittel für
die versicherte Bevölkerung ebenfalls stark herabgefetzt hat.
Titel 3. Die Mittel für Kinderfpeifungen wurden mit Rücksichtauf das starke Bedürfnis in der gegen¬
wärtigen Notzeit nur um ein geringes gekürzt.

Titel 10 u,. Für das Landesjugendamt handelt es sich hierbei um die Unterstützung und Förderung von
Maßnahmen jugendpflegerifcher Art. Mit Rücksicht auf die sich immer steigernde Zahl der Erwerbslofen
und die große Bedeutung des Problems ist es notwendig, die Aktion in diefem Jahre fortzusetzen.
Titel 10 d. Der Betrag von 40 000 H^< soll Verwendung finden zur Gewährung von Beihilfen für
Iugendpflegeeinrichtungen, und zwar nur für die Fertigstellung und Ausstattung fchon vorhandener
oder begonnener Einrichtungen, nicht für Neuanlagen.
Titel 12. Mit Rücksichtauf die angespannte Finanzlage der Provinz sowie auf den Umstand, daß die
Mittel des Rechnungsjahres 1931 nicht voll aufgebraucht worden find, und ein Betrag von 1500 H^<
auf das Jahr 1932 übernommen werden kann, ist der Anfatz gegenüber dem Vorjahre um 4500 ^^
ermäßigt worden. Die Verminderung der Ausgabe wird dadurch erzielt, daß zur Begründung der
Anträge bzw. Befchwerden bei den Prüfstellen ein Vertreter des Landesjugendamtes nur noch in wich¬
tigen und dringenden Fällen entfandt werden foll.
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Titel 14. Angesichts der heutigen Wirtschaftslageund der dringend erforderlichenSparsamkeit erscheint
es angebracht, in diesem Jahr besondere Mittel nicht mehr auszuwerfen.
Titel 15. Es ist die gleiche Summe eingesetzt, die im Vorjahre nach Abzug der vom Provinzialausschuß
beschlossenenEinsparungen zur Verfügung geblieben ist.
Titel 16. Die freiwillige Erziehungshilfe, die seit dem Jahre 1927 geschaffen wurde, um gefährdeten
und im Beginn der Verwahrlosung stehendenMinderjährigen zu helfen, die infolge einer ungünstigen
Entwicklungder Rechtsprechungzu § 63 NIWG. gar nicht oder nicht rechtzeitigzur Fürsorgeerziehung
überwiesen werden können, und für deren Unterbringung das Landesjugendamt zwei Drittel der Kosten
trägt, hatte im Jahre 1931 einen Durchschnittsbestand

im 1. Halbjahr von......... 876
im 2, Halbjahr von......... 950

Schützlingen.
Durch Arbeitslosigkeit,Zerrüttung der Familien steigt die Gefährdung der Jugendlichen ständig

und damit auch das Bedürfnis nach Benutzung der freiwilligen Erziehungshilfe, die trotz der äußerst
schwierigenFinanzlage der Städte und Kreise von ihnen immer wieder angerufen wird.

Der Etat des Vorjahres rechnet bei einem Durchfchnittsbestandvon 1235 Jugendlichen mit einer
Ausgabe von 550 000 H^L, wovon 100 000 H^L aus dem Jahre 1930 übernommen wurden. Der vor¬
liegende Gtatsansatzfür 1932 sieht nur eine Ausgabe von 150 000 H^L vor. Bestimmend dafür waren
folgende Gründe:

Die Rücksicht auf die schlechte Finanzlage im Jahre 1931 machte es notwendig, die Zahl der Schütz¬
linge künstlich niederzuhalten, und das geschah durch schärfste Auslese der Anträge und durch rücksichtslose
Entlassung von Schützlingen,bei denen in kurzer Frist ein Erziehungserfolg nicht zu erreichen war.

Der Voranschlag1931 sieht einen Pflegekostenzuschuß des Landesjugendamtes für Heimschützlinge
in Höhe von 1,80 H^ und für Familienschützlingein Höhe von 0,67 H^L vor, rechnete also im Durch¬
schnitt mit einem Pflegekostenzuschußvon 1,57 H^L. Für 1932 ist nur ein durchschnittlicher Pflege¬
kostenzuschußvon 0,95 H^F pro Tag angesetzt worden. Dieses Ziel soll erreicht werden durch Senkung
der Pflegesätze,weitere Unterbringung in Familienerziehung und dadurch, daß, wie im Vorjahre, eine
scharfe Auslese vor Aufnahme in die freiwillige Erziehungshilfe, und wenn nötig, auch nach der Veob-
achtungszeit erfolgt.

Im übrigen zeigt die Erfahrung aus dem Jahre 1931, daß unter den Schützlingensich eine größere
Anzahl Kinder befindet, für die Renten zu erlangen sind, deren Höhe das von einer dritten Stelle zu
tragende Kostendrittel überschreitet.

Dazu kommt, daß, wenn die in Aussicht genommene Reichsnotverordnung die Wiedereinführung
der vorbeugendenFürsorgeerziehungbringen sollte, ein Teil der Schützlinge der freiwilligenErziehungs¬
hilfe wieder durch die Fürsorgeerziehung untergebracht werden kann.
Titel 21. Die Ausgabe ist durch die erforderlich gewordene Neuauflage des Buches „Das Iugend-
wohlfahrtsrecht" begründet. Die Kosten des Druckes sollen durch den Verkaufspreis gedeckt werden,
jedoch werden die Einnahmen aus dem Verkauf im Rechnungsjahre 1932 noch nicht wesentlichins
Gewicht fallen.

Kap. 49: Fürsorgeerziehung Minderjähriger.

Bei der Aufstellung des Haushaltes ist davon ausgegangen, daß der Entwurf einer Notverordnung
zur Abänderung des RIWG. — Abschnitt VI (Fürsorgeerziehung)— am 1. April in Kraft treten und
die darin vorgesehenen Sparmaßnahmen wirksam werden.

Einnahme.
Durch die zweite Preußische Sparverordnung vom 23. Dezember 1931 ist der Zuschußdes Staates

zu den Fürsorgeerziehungskostenwesentlich gesenkt worden, indem nicht mehr wie bisher zwei Drittel
der Gesamtkosten,sondern ein fester Betrag gezahlt wird, der für die Nheinprovinz 3 081 743 H^s
beträgt.

Ausgabe.

1. Am 1. April 1931 war vorhanden ein Bestand von........... 11 579 Zöglingen
Am 1. Oktober 1931 war vorhanden ein Bestand von ........... 11 Y42

In der ersten Hälfte des Rechnungsjahres hat fich also eine Abnahme er¬
geben von ............................... 537
Rechnet man im Halbjahr vom 1. Oktober 1931 bis 31. März 1932 mit demselben
Abgang von .............................. 537
so ergibt sich ein Bestand am 31. März 1932 von .............. 10 500 Zöglingen
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.. . ^ z ^<, mf,s i und 2 RIWG. mutz
Bei der in Aussicht genommenen Änderung des z ^ ^ des Zöglings¬

für das Rechnungsjahr 1932 mit emer "e H
bestandes gerechnet werden. Durch tue Gesetzesanderuug ^
.) scheiden alle über 20 Jahre alten Z^nge aus ^ Fursorgeerz:eh g . 1160 Zöglinge

sind dies nach den. Stande vom 1. ^"°ber 1931 - - ^^ ^ ^^ ^ ^
d) ist infolge der Herabsetzung der HöWgrenze oes "" demgegenüberaber

18 Jahre mit einer Abnahme d" Nbe^ z 63 Abs. 1
°) ist mit Rücksichtans die Änderung der Nu^ '^ ^^ „ch^u.

RIWG. mit einem Steigen der Überweisungen ^ ^ beobachtende
Es darf angenommen werden, daß d« " den l y ^ . ^^

rückläufige Bewegung der Iöglingsziffer auch '"kommenden ^cn u^,^ ^ ^^
tenwird^ Vorausgesetzt,daß der Rückgaug vr^ vou 9 340 Zöglmgen
(9.27°/,), würde sich im Laufe des Rechnungsjahres 1^ ^ ^^ ^lt
ohne die vorstehend unter d und °/rwahnt " ^ tz^ ^^ ^ ^
haben. Im Hinblick auf die veränderte Rechtslage w^no o^ ....... 355 ------
^ 710 betragen. Hierdurch ergibt sich em Wemger von (71U . ^ 1 ^8 985 Zöglingen
so daß für 1932 mit einem Durchschnittsbestandvon ... -

'" '2ch"de'm Stande vom 1. .»ober 1931 würden sich diese 8 985 Zöglinge wie folgt verteilen-

3^4 ^ !^8^ 39!? - 4^5^5 w 53"u?D?eu^^ ,°wie in der eigenen Familie.
4337 ^ V°t M - ^8 H in Erziehungsheimen.

900 ^7°/« ( 900 - 7 «) in P^^^s^n.
^^8 ^ ^1°t l^'7 - '2ZN w NV^Halboffenen Heimen. ^

Nach den Pflegesätzen vom 1-»"ober 193^
Zögling 619,33 (664,43) ^. Für 1932 sind d'ese Ausgaben^ mt^ Vehaudluug. Beauf-
Pflegesätzein den Privaterziehuugsheimeu, auf 542,69 H^ange-
sichtigung und Verminderung der Ausgaben m den Provmzmlerz i
nommen, nämlich:

») in Pflegefamilie für ^70 4? (328,40)^?^
Pflege nnd Erziehung ........... ^^^7 (15,27) „
Bekleidung und Ausrüstung ........ ^'74 (13,35) .,
Überführung .......... «' ' ' ' 10 42 (11,96) „
ärztliche Behandlung und Krankenpflege . . . ^.^ (42.10)^.
Beaufsichtigung ..............-----!------" 344 80 (411,08) F^l

zufammen

b) in Lehr- und Dienststellen sowie der eigenen
Familie für H 07 (15,27) F^s
Bekleidung und Ausrüstung ........ ^74 (13,35) ..
Überführung .............. 39^10 (42.1 0) „
Veaufsichtigung .............. -------------- ' 63,91 (70,72) H^l

zusammen
°) in Erziehungsheimen für g^77 (1032.7?) ^?^l

Pflege und Erziehung . - - - ' .' ' ' »'<,^«,'
und zwar in einem
1150,— (1766,67)^3,15 (4,84) ^^ tagNch
- bei Anrechnung der Wirtsch^tsertragnrsie
985,73 (1569,-)--2,70 (4,30) ^ tagkch -
und in einem Privaterziehungshenn "1,^°
(879,45) ^ 2,— (2,40) F^l täglich.
Bekleidung und Ausrüstung bei Entlassungen ^^ (56,80)^?^
aus Erziehungsheimen .......... 13^74 (13,35) „

zusammen _______

' Die eingeklammertenZahlen bedeuten den entspreche^ ^ täglich.
In emem evangelischen Plivateiziehungsheim784, ^0 ^'^ ^ ^gg (2,34)



28 Anlagen zu den Sitzungsprotokollen. Nr. 2.

Die Gesamtlosten eines Heimzöglings betragen in einem Provinzialerziehungsheim
1282,69* (1918,89) ^ 3,51 (5,26) H^L täglich — bei Anrechnung der Wirtschaftserträgnisse
1118,42 (1721,22)^3,06 (4,71) H^ täglich —und in einem Privaterziehungsheim 863,97
(1057,06) -^ 2,37 (2,90) ^^ täglich.

In den täglichen Pflegekosten für die Provinzialerziehungsheime ist ein Betrag von 2,—
(2,41) H^Lfür Personalkosten enthalten, der durch die Beamtengehälter, Angestelltenvergütungen
und die sozialen Zulagen bedingt ist.

2. Die Gesamtausgaben werden für das Rechnungsjahr betragen .....6 011018,— ^?^
Davon ab
«,) die eigenen Einnahmen der Verwaltung des Fürsorgeerziehungs¬

wesens nach Titel 2................... 200 000—H^
d) nach Titel 29...................... 1 557— ..
o) die Einnahmen der eigenen Provinzial-Erziehungsheime . . . 824 600,— „
ü) der Staatszuschuß.................... 3 081743— „4 107 900,— ..
Von der Provinz sind demnach zu tragen: 1 903 118,— H^

Titel 15—17 (Einnahme und Ausgabe): Provinzialerziehungsheime.
I.

Heim
Das Heim ist
berechnet auf

Zöglinge

Verpflegung ist berechnet für

Beamte, Schwestern, Ange»
stellte und tränke Zöglinge

nach Speiseplan ^,
Zöglinge nach
Speiseplan 13

Rheindahlen........
Solingen.........
Euslirchen.........

Summe 1932
1931

300
260
340

285
230
315

900
900

102
128

830
835

II.

Davon sind Bleiben fürGrund¬ Gebäudeflachen, die 2and- Dazu sind
Heim eigentum Hof>, Lagerraum

usm. Wald« und
Obflächen

verpachtet zusammen wirtfchaft gepachtet

K» a czm na a MI Na » qm Na I 2 czin 1>2 a j qm na 2 qm
Rheindahlen . . 82 85 80 21 17 59 1 54 70 22 72 29 60 13 51 14 10 76
Solingen . . . 91 19 65 32 03 56 1 9 22 33 12 78 58 6 87 — — —
Eustirchen . . . 80 11 95 11 11 — — — — 11 11 — 69 — 95 — — —

Summe 1932 254 1? 40 64 32 15 2 63 92 66 96 07 18? 21 33 14! 76
1931 242 29 57 63 61 21 2 63 92 66 25 13 176 04 44 26 35 41

Kap. 59: Sonstige Fürsorge und Wohlfahrtspflege.
Ginnahme.

Titel 2. Bei dem Betrage handelt es sich um die Zinsen des von der „Vereinigung für Familienwohl
im Regierungsbezirk Düsseldorf" dem Nheinifchen Provinztalverband als „Vr.-Francis-Kruse-Stiftung"
vermachten Vereinsvermögens. Sie sind bestimmungsgemäß zu verwenden zur Unterstützung kinder¬
reicher Familien im Regierungsbezirk Düsseldorf. Das Vermögen ist in Wertpapieren angelegt. In¬
folge der allgemeinen Zinssenkung wird der Zinsertrag die vorjährige Höhe nicht erreichen. Es sind
deshalb nur 4000 H^ eingesetzt worden. Der gleiche Betrag erscheint auch in der Ausgabe.

Ausgabe.
Die Abstriche, die durch die Sparbeschlüsse des Provinzialausschusses für das Rechnungsjahr 1931

gemacht worden find, find bei den Anfätzen in der Weise berücksichtigt, daß die eingesetzten Summen
gegenüber dem Vorjahre entsprechend gekürzt sind.

» Die Kosten eines Zöglings im Provinzialerziehungsheimsind mit denen eines Zöglings im Privateiziehnngsheimnicht ohne
weiteres vergleichbar. In den Provinzialerziehungsheimenbefinden sich nur die am meisten verwahrlosten schulentlassenen Zog»
linge, deren Unterbringung in getrennten Häusern und deren Ausbildung durch vorwiegendbeamteteErzieher in neuzeitlich ein»
gelichtetenBetrieben naturgemäß höhere Kosten verursacht nls die der weniger verwahrlostenZöglinge aller Kategorienin den
Privaterziehungsheimen.
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^ ..-^ .« ^^ Mnblfabrtsvflege in der Rheinprovinz" ist herab-
Titel 1. Die Nnsgabepositionbei der weiter herabgehen werden,
gesetzt worden in der Erwartung, daß d'e ^ap'er^ nn ^ auszukommensem.
Nur unter dieser Voraussetzungwird nnt der °«ge etzten Aus« " ^ ^.^ gebotene
Titel 2. Die Minderansgabe ist nicht ans eine Veränderung des Bedürfnisses,sonde
Sparsamkeit zurückzuführen. ^„««t« ^Manllaae des Provinzialverbandes
Titel 5. Die Streichung ist begründet dnrch die angespannte Finanzlage
und die infolgedessengebotene Sparsamkeit.

VI. Kulturpflege.

Wenn anch in den Verhandlnng'end" letzten ^teien nnd im vorigen Jahre dnrch der für die Denkmal- und
Provinziallandtages mit Nachdruck auf auf die allgemeine
Kulturpflege einzufetzenden Mittel hingewiesenw^e, so ^ Herabsetzung
Notlage nnd die Notwendigkeitder Einsparung vorigen Jahre eine Senkung um
der vorgesehenenMittel vorgenommen werden, nachdembereits im vorige ^
durchschnittlich 20°/« eingetreten ist.

Kap. «1: Denkmalpflege. „^ . <,l,.ä^k<'ndes Wahres 1930 um
Die nnter Titel 12-15 vorgesehenenMittel um den

rund 50°/« gesenkt worden. Dadurch reichen etwa zu entsprechen. Au -
berechtigteuWünscheuauf Erhaltung unserer Ban- uud Kunstdeukm rheinischen Denk-
wendnngen können in Znkunft im allgemeinen nur ^ bie großt^^ aufgestellten Grundsätze
mäler gemacht werden und auch dabei werden geprüft werden. Daß
..Denkmalwert des Objektesund Bedürftigkeit des Antragstelers ^ ^ ^ ^
dabei mit der Gefahr des völligeu Verfalles ""««« Den^ H'e private Denk¬
hafteste zu bedauern, zumal bürgerlicheGemeinden und kn^ Denkmälerzu machen,
malbefitzer immer weniger in der Lage find, Aufwendung ^rd ^ ^igsten
Bei den in Ausficht genommenen Aufgaben^ ^„ vorgegangen, ,° daß
Einvernehmen mit dem Staatskonservator für ^ ^„„en.
auch entsprechendeBeihilfen aus Mitteln der Staatsregierung erwarre

K°P.«3 Titel 1 und 2 (Einnahme und Ausgabe): Provwzwlmuseen.
Einnahme.

Gegenüber dem Vorjahr sind keine wesentlichen gesetzt
Eintrittsgeldern müssen im Hinblick ans die Provinziallandwg gegebenen
werden. Der bei weitem größte Teil der Besucher hat entsprechend oen m ^
Anregungen freien Eintritt. .^5<.Ausgabe. .««,

Zur Anpassuug au die gegeuwärtigeNotzeit find die Wichen Aufw^^^ ,;
gegenüber dem Rechnungsjahr 1930 geki.rzt "°rden Der Zn'^
gestrichen worden. Die Arbeiten sind bis auf weiteres eingestelltworoe

Kap. 84—89: .., - f,^ Gebiet der Denkmalpflege,
Die einfchneidendenSparmaßnahmen erstrecken sich nicht nur a Aufwendungen fiir den

sondern auch auf alle übrigeu Gebiete der Kulturpf e^ ^ Orgauifationen zur
Natur- und Heimatfchntz, die Heimatmuseen d»e vielfachen^
Förderung der Heimatpflege fowie der Landes- u^ Verwaltungsatademien
theater, die Archivberatungsstelleuud auswirken,zumal
Die vorgefehenen Einfchränkungenwerden H "'F" ^ vorgenommen waren. Die
auch hier im vorjährigen Haushaltsplan bereits bedeutende ^ i u
Kürzungen in diesen Kulturabteilungen betragen durchschnittlich oi)/«.

V«. Kredit, und Versicherungswesen.
Kap. 75: Viehseuchenentschiidtgung. -c^..«« für die Nheinprovinz
, 1. Die Entschädiguugen auf Grund der Viehseuche^ die vom
v°m 8. März 1912 uud die Verwaltungskostenwerden gedeckt aus ^ei
-provinzilllausfchuß festgefetzt werden. ^^^in«al-2aboratoriums in Köln geoelli. "
^ .Aus den Beiträgen werden auch die Kosten, des P^ Landeshauptmanns m Vieh-
heiter des Laboratoriums ist gleichzeitig vetermartechmfcher̂ erare
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feuchenangelegenheiten. Für den Nutzviehmarkt in Dinslaken besteht eine besondere Marktversicherung
zwecks sofortigen Eingreifens bei Maul- und Klauenseuche.

2. Für die Viehseuchenentschädigung erscheinen im Haushalt nur die Verwaltungskosten, während
die gezahlten Entschädigungen und die im Umlageverfahren erhobenen Beiträge, die die Finanzen der
Provinz nicht berühren, als besonderer Fonds außerhalb des Haushaltsplanes geführt werden. Dieser
Fonds unterliegt am Jahresschlüsse der Prüfung durch den Provinzialausschuß und der Abnahme durch
den Provinzillllandtllg.

Verrechnungshaushalt.
»l Ruhegehälter und Hinterbliebenenbeziige.

Aus dem Haushaltsplan werden gezahlt:
Ruhegehälter für Beamte, Nuhegelder für Angestellte, Nuhelöhne für Lohnempfänger sowie

Witwen« und Waisengelder für deren Hinterbliebene, ferner laufende Unterstützungen an frühere
Beamte, Angestellte nnd Lohnempfänger bzw. deren Hinterbliebene.

für
Nuhegehalts-

empfänger

Witwen
für

Halb¬
waisen

Voll.
Waisen

von Beamten

Ruhe¬
gehälter

Hinter¬
bliebenen¬
versorgung

Für 1931 waren vorgesehen .

Für 1932 sind vorgesehen

465

488

386

403

150

127

1 804 800

1 615 500

983 900

869 300

für
frühere

Angestellte und
Lohnempfänger

für

Witwen Waifen

von solchen

Nuhegelder
und

Nuhelöhne

Hinter¬
bliebenen¬

versorgung

Für 1931 waren vorgesehen

Für 1932 sind vorgesehen

370

376

260

265

115

70

555 000

550 000

250 000

227 400

b) Hochbauabteilung.

Kap. 41 Titel 3: Provinzwl-Arbeitsanswlt Nrauweiler.

Zu 6.
Einbau einer Abortanlage im Jugendheim................. <ü 7 000H^F

Das Jugendheim besitzt keine Abortanlage. Des Nachts benutzen die Insassen noch Nachtgeschirre,
welche am folgenden Morgen in die Abortanlage auf dem Hofe entleert werden. Aus hygienischen
Gründen ist daher die Schaffung einer Abortanlage im Haufe notwendig. Die Anlage war im Haus¬
haltsplan 1931 bereits bewilligt, wurde aber zurückgestellt.

Zu c! u. ?.

Einbau einer Kühlanlage in das Kochküchengebäude........... /« 3 000H^<
...........s? 10000^^

Die Anstalt Brauweiler ist unter den größeren Anstalten die einzige, in deren Betrieb noch eine
ausreichende Kühlanlage fehlt. Dieser Zustand hat wirtschaftliche Nachteile im Gefolge und kann in
den heißen Sommermonaten zur gesundheitlichen Schädigung führen. Es ist daher fchon feit Jahren
der Einbau der Anlage beabsichtigt, er tonnte jedoch wegen der sehr umfangreichen anderen dringenden
Bauaufgaben in der Anstalt noch nicht ausgeführt werden.
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Erweiterung der Gärtnereigebäude uud Anlage eines Schuppens für Geräte und Treib- ^ ^ ^
Hausfenster ....... '/ ^/^'^^,.,^ nnd Reiniaung der Gärtnereierzeugnissesowie

Es fehlt an einem Arbeitsraum für die fforwr^ ^^ ^ ^^^e
an einem Aufenthaltsraum für die m der f°""«" bescyaUM
im Gärtnereibetrieb sind unznlänglich ""d '"^^u sch^ Dl ^e^en ^^ ^ ^^ ^,,^ ^,^des vorhandenen Gärtnereigebaudes geschaffen werden. /iußero , ^nannten Gegenstände bei
Lagerung von Geräten nnd Treibhansfenstern er Met ^ genanme
dem Fehlen einer solchen Lagerungsmögllchkeitzu schnell verschleißen.

Kap. 42 Titel 5: Provinzwl-Heil- und -Pflegeanstalt Andernach.
Zu 0 u. ?. l«37 0N0H^

Umbau des Kochkücheugebäudes ....................l ^ 19 0N0^^

Der vermehrten Vettenzahl in der Anstalt ""''en ^^^
angepaßt werden. Wie dem Pr°vinziallaudtag iM Jahre 1929 berich^ ' ^^
eines Waschküchengebändes und durch Hinzuziehung
nommeueu Räume für die Erweiterung der Kochkuche geschehen Das ^
fertiggestellt. Nuumehr muß die Kochküche ^ro^ uud sie
hat sich bei der örtlichen Besichtigung von der ^"^"0^^ Haushalt 1931 be-
gutgeheißen. Die Mittel für diese Arbeiten waren bereits ^ ^
willigt, die Ausführung ist jedoch zurückgestellt worden. ^ s°l b°rlau^
über der Kochküche gelegenenFestsaales abgesehen werden und die Ausführung aus du- Kocy
beschränkt werden.

Beschaffung einer mechanischenKohlenhebevorrichtung ........ -

^ Die Hochdruckdampfkessel sind vor mehreren Ur^stattet worden. Um diese zu bedienen, muß das Feueruugsmaternu ^ ^,^^,^ ^^„^ - zu an¬
geworfen werden. Diese Bedienungsweise ist f«r das Heizerperionu ^ohlenhebevorrichtung
strengend. Es ist deshalb schon seit langem die Beschaffungemer mechanischen )
in Aussichtgenommen worden.

Kap. 42 Titel 5: Provinzwl-Heil- und -Pflegeanstalt Nedlmrg-Hau.

Ausbau von Untergeschoßräumen im Verwaltungsgebäude z« Untersuchungs-, Prü-^^^
fungs- und Behandlungsräumen für besondere Krankheitsfälle . . . - - - - ' ^ . ,

Unter deu Geisteskraukeu der Heil- und M^auM^
ihrer psychischen Erkrankung oder auch unabhängig davon an 5°^^"^ , ^^ ^
svnderer Untersuchung und Behandlung bedürfen. In besonderem ^ ^^
Nedburg-Hau zu, eiumal wegen der großen Zahl der dort uu^ ^" Fälle findet jetzt zum
auch, weil diese Anstalt sehr viele Danerpatienten hat
Teil in den weit voneinander entfernten Abteilungen statt em Zi^ ^„keri-
Umständlichkeit unhaltbar ist. Ein großer Teil dieser Kranken ""ß aber "uch nach^ ^
Häuser gebracht werden, weil es in der Anstalt an/wnmen un^ ^,
Untersuchungenund an Apparaten für moderne Heilbehandluug Vttt o ^ ^ .^
Wchung und Behandlung der Kranken sind auch bei der Grüße der
Interesse der Kraulen nnd der Berufsweiterbildung der lA'^ ^ in der
Anstalt und ihrer Eutferuung von den nächsten KrankenMisen w«M Geeignete
Anstalt selbst Gelegenheit zn derartigen Untersuchung lw zu diesem Zwecke mit
^°nme hierzu befinden sich im Untergeschoßdes Verwaltn^ transportierender Kranken,
besonderemZugang uud einer Rampe zum Gm- und Ausfahren schwer zu «^ ^ ^^
mit besonders großen Fenstern sowie mit modernen dlagn^ttscheu Apparaten y"
therapeutischen Bädern, Bestrahlungsapparateu usw. ausgestattet werden sollen.

Kap. 42 Titel 11: Provinzwl-Heil- und -Pflegeanstalt Bonn.
Zu?. .5 12 000^

Einbau von Unterwindfeuerungen in 2 Hochdruckdampfkessel. ^ . , ' ^ ^„ ^ein-
^. Versuche in der Heil- und Pflegeanstalt Düren haben ergebe« daß durch ^e s ^ ^^ ^^
und Schlammkohle bedeutende Ersparnisse im Betrieb zu er^len smd "^ ^^^ ^ ^^^^
Embau von Unterwindfeuerungen. Die erzielte Grfparnis wird die Anlagew,
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Kap. 42 Titel 7: Provinzial-Heil- und -Pflegeanstalt Türen.
Durchgreifende Instandsetzung des Männerhauses III .............. 35 000H^/i
(Vergleiche Erläuterung zu Unvorhergesehenes) ................10 000 H^

Während alle übrigen Häuser der Anstalt durchgreifend erneuert sind, ist dieses Haus bisher noch
im alten Zustand geblieben. Die gründlichebauliche Instandsetzung des Hauses ist erforderlich,da die
Fußböden, Fenster, Türen zerstört sind und nicht mehr die notwendige Sicherheit für die Insassen bieten.
Auch die Installationsleitungen sind stark verrostet, so daß ihre Erneuerung erforderlich ist. Das Schiefer¬
dach ist nndicht und muß iu der Deckungerneuert werden.

Wahrend das Haus bisher schwächer belegt war, wird in Zukunft eine volle Belegung, zum Teil
infolge der Schließung der Anstalt Fichtenhain erforderlich, so daß die Instandsetzungsarbeitennicht mebr
aufgeschobenwerden können.

Zu 5.
Ausrüstung eines weiteren Hochdruckdampfkessels mit Unterwindfeuerung . . . . ? 5 000H^
Visher find 2 von den vorhandenen 4 Kefseln mit Unterwindfeuerung zur Verbrennung billiger

Brennstoffe ausgerüstet wordeu. Diese Maßnahme hat sich gut bewährt und ergibt eine monatliche
Ersparnis von etwa 900 .H^L im Durchschnitt. Als Neserve und während des Winters muß noch ein
dritter Kessel in Betrieb genommen werden, der aber keine Unterwindfeuerung besitzt und aus diesem
Grunde mit hochwertiger Nußkohlebetrieben werden muß. Der Betrieb wird daher teuer, außerdem
erschwert die Lagerung verschiedenartigerBrennstoffe die Kontrolle. Die Ersparnis wird im Jahre
etwa 1000H^ betragen, so daß die Anlage in 7 Jahren aus den Kohlenersparnissenbezahlt ist.

Zu I'.
Einbau einer alten Fuhrwerkswage in Hommelsheim ............ I? 1500H^
In der Heil- und Pflegeanstalt Düren ist eine Fuhrwcrkswage ausgebaut worden, welche nach

einigen Instandsetzungsarbeiten znm Wiegen kleinerer Fuhrwerke genügt. Da in Hommelsheim keine
Möglichkeit besteht, die Ernteerzeugnisseuud Vorräte gewichtsmäßig festzustellen und somit eine Kon¬
trolle und Überwachungsehr erschwert ist, so ist beabsichtigt, die in der Heil- und Pflegeanstalt ausgebaute
Wage hier einzubauen.

Kap. 42 Titel 8: Provinzial-Heil- und -Pflegeanstatt Galthausen.
Zu 0.

Anbau eines Brot- und Ausgaberaumes usw. an das Väckereigebäude im Anschluß an die
bereits ausgeführte Vergrößerung des Heizraumes ............... <ü 25 000H^(

Nachdem im vergangenen Haushaltsjahr im Rahmen des Gesamtumbauplanes der Bäckerei ein
neuer Heizraum mit Backofen geschaffen worden ist, erscheint es zur ordnungsmäßigen und wirtschaft¬
lichen Durchführung des Vackbetriebesund der Brotlieferung dringend notwendig, der Bäckereiauch
die noch fehlenden Nebenräume, wie Nrotaufbewahrungs- und Ausgabenraum, Eßraum, Brause- und
Klosettraum durch Anbau anzugliedern. Der letzte Teil des Vauprogramms, Schaffung von Büro«
räumeu für die Verwaltung in Verbindung mit dem Bäckereigebäude,kann als zur Zeit noch nicht
dringlichzurückgestellt werden.

Kap. 42 Titel 9: Provinzial-Heil- und -Pflegeanstalt Grafenberg.
Zu?.

Beschaffung einer Teigknetmaschinefür die Bäckerei ............. I? 15N0H^L

Die Maschine ist dringend erforderlich,da die Anstalt für die Herstellung von Weißbrotteigen sonst
keine Maschine besitzt. Die Beschaffung war bereits im Vorjahr genehmigt, ist jedoch zurückgestellt
worden.

Kap. 42 Titel 1«: Provinzial-Heil- und -Pflegeanstalt Iuhannistal.
Zu c?.

Ausbau der Veranda von ? III zur Liegeterrasse.............. 0 6 000 H^L
Die Verauda bedarf der Erneuerung, weil sie baufällig ist. Sie soll, wie es bei anderen Hänsern

bereits geschehen ist, bei dieser Gelegenheit verbreitert werden, um auf ihr auch Krankenbetten auf¬
stellen zu tonnen.
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